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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – ALB 
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 

A.1.1 Auf Grund der bestehenden Pläne ist 
davon auszugehen, dass zur Bereitstel-
lung der genutzten Abfallgefäße Sam-
melplätze vorgesehen sind. Bei der Ein-
richtung dieser Sammelplätze sollten fol-
gende Vorgaben gemäß § 16 DGUV Vor-
schrift 43 „Müllbeseitigung“ berücksichtigt 
werden: 

• Um spätere Interessenskonflikte mit künf-
tigen Anliegern zu vermeiden, sind die 
Sammelplätze in den Bebauungsplan 
aufzunehmen und entsprechend zu erläu-
tern. 

• Die Sammelplätze sind so anzulegen, 
dass weder Fußgänger- noch der Stra-
ßenverkehr gefährdet oder behindert 
werden. 

• Die Sammelplätze müssen vom Müllfahr-
zeug so angefahren werden können, dass 
das Laden problemlos möglich ist. 

• Die Fläche des Sammelplatzes ist auf die 
Anzahl der zukünftigen Nutzer und die 
zugelassenen Abfallbehälter des Land-
kreises sowie Gelben Säcke/ Gelbe Ton-
nen für Leichtverpackungen abzustim-
men. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Lage eines Sammelplatzes für die Müllabho-
lung ist entlang der Anne-Frank-Straße, westlich 
der Tiefgarageneinfahrt, vorgesehen. Der Standort 
ist im Freiflächengestaltungsplan, welcher Teil des 
Vorhaben- und Erschließungsplans ist, dargestellt. 

A.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 410 Baurecht und Denkmalschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 

A.2.1 Der selbständige Bebauungsplan „Brem-
mengässle lll“ überlagert in Teilbereichen 
den bestehenden Bebauungsplan 
„Bremmengässle I“ und sollte daher im 
Überlagerungsbereich aufgehoben wer-
den. Dies bedarf der Berücksichtigung im 
Satzungstext, bei der Durchführung des 
Verfahrens und der Beteiligung, sowie bei 
der Beschlussfassung. Nach Abschluss 
bitten wir auch um Vorlage eines maß-
stabsgerecht ausgeschnittenen und be-
schrifteten neutralen Deckblattes zur 
kennzeichnenden Vorheftung auf den 
überlagerten Bebauungsplan. 

Dies wird berücksichtigt. 

In den Satzungstext wird ein entsprechender Pas-
sus aufgenommen. 

Es wird ein Deckblatt zum Überlagern des beste-
henden BPL „Bremmengäsle I“ gefertigt. 

A.2.1.1 Die Ausführungen in der Begründung 
sollte bezüglich der Datumsangaben zum 
bisher gültigen Bebauungsplan „Brem-
mengässle I“ überprüft werden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Begründung wird in Bezug auf die Datumsan-
gaben zum bisher gültigen Bebauungsplan „Brem-
mengässle I“ angepasst. 



Stadt Heitersheim Stand: 25.10.2022 
Bebauungsplan „Bremmengässle III“   
  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage Seite 4 von 34 

 
 

22-10-25 Abwägung OL (22-10-12).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.2.2 Für einen vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan nach § 12 BauGB ist zwischen 
Gemeinde und Vorhabenträger ein 
Durchführungsvertrag abzuschließen. Der 
Durchführungsvertrag sollte parallel zur 
Abstimmung des Bauvorhabens und zur 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans erarbeitet und als Vorent-
wurf und Entwurf in den Gemeindegre-
mien beraten werden. Der Abschluss des 
Durchführungsvertrags muss in jedem 
Fall vor Beschlussfassung über die Sat-
zung zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan erfolgen (§12 Absatz 1 Satz 1 
BauGB). 

Dies wird berücksichtigt. 

Der Durchführungsvertrag wurde bereits abge-
schlossen. 

A.2.2.1 Unerlässlich sind Regelungen für den 
Fall, dass das Vorhaben nicht oder nicht 
vollständig der Planung entsprechend er-
richtet oder fertig gestellt wird und für ei-
ne evtl. Betriebsaufgabe (z. B. Rückbau-
verpflichtung mit Bürgschaft). Rückbau-
verpflichtungen sollten auch mit entspre-
chenden Fristen bzw. konkreten Zeiträu-
men, sowie der Regelung der Kosten ver-
bunden werden. Alle finanziellen Ver-
pflichtungen des Vorhabenträgers sollten 
durch Bürgschaften gesichert werden. 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan 
und der daraus resultierende vorhaben-
bezogene Bebauungsplan unterscheiden 
sich vom allgemeinen Bebauungsplan in 
mehrfacher Hinsicht. Der Vorhaben- und 
Erschließungsplan wird vom Vorhaben-
träger erarbeitet; die Initiative zur Schaf-
fung von Baurechten liegt somit grund-
sätzlich bei ihm. Er erarbeitet nicht nur 
die städtebauliche Planung, sondern ver-
pflichtet sich vertraglich zu ihrer Verwirkli-
chung, einschließlich der Tragung der 
Planungs- und Erschließungskosten. In 
dieser Verpflichtung, die städtebauliche 
Planung in einer bestimmten Zeit zu rea-
lisieren, liegt ein wesentlicher Unter-
schied zum allgemeinen Bebauungsplan, 
der eine Angebotsplanung darstellt (vgl. 
BeckOK BauGB/Busse, 54. Ed. 1.8.2021, 
BauGB § 12 Rn. 3). 

Für den Fall, dass das Vorhaben nicht umgesetzt 
wird, sieht § 12 Abs.6 S. 1 BauGB die Aufhebung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans vor. 
Regelungen für eine spätere Betriebsaufgabe sind 
in § 12 BauGB nicht vorgesehen und bei einem 
Wohnbauvorhaben auch überhaupt nicht passend. 
Absicherungen der Verpflichtungen des Vorhaben-
trägers werden von § 12 BauGB nicht verlangt, 
sind im Durchführungsvertrag aber in angemesse-
nem Umfang enthalten. 

 

A.2.2.2 Nach der Begründung unter Ziffer 1.2.1 
und Ziffer 3.1 sowie der Darstellung im 
zeichnerischen Teil, ist der Erhalt des be-
stehenden Gebäudeteils mit Unterge-
schoss nicht Teil des „Vorhabens“. Daher 
wird lediglich der Verbindungsbau zwi-
schen der neuen Tiefgarage und dem 

Dies wurde korrekt wiedergegeben. 
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vorhandenen Keller in den Geltungsbe-
reich des Vorhaben- und Erschließungs-
plans mit einbezogen. 

A.2.2.3 Wir bitten um Prüfung, ob der Teilbereich 
unter diesen Voraussetzungen noch Be-
standteil des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan nach § 12 BauGB in dessen 
Gesamtgeltungsbereich sein kann. Ins-
besondere sollte die Begründung darauf 
eingehen, ob im Falle der Nichtumset-
zung des Vorhabens, sich der Teilbereich 
außerhalb des Geltungsbereichs des 
Vorhaben- und Erschließungsplans als 
selbständiger (angebotsbezogener) Be-
bauungsplan trägt. 

Gemäß § 12 Abs. 4 BauGB können einzelne Flä-
chen außerhalb des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans (VEP) in den Geltungsbereich des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans einbezogen 
werden. Dies ist vorliegend hinsichtlich der be-
schriebenen Fläche des Bestandsgebäudes ge-
schehen, um das Vorhaben in seine Umgebung 
einzupassen. Sollte das Vorhaben nicht umgesetzt 
werden, sieht § 12 Abs. 6 BauGB vor, dass der 
gesamte vorhabenbezogene Bebauungsplan – 
also einschließlich der genannten Teilfläche – auf-
gehoben werden soll. 

A.2.3 In Ziffer 4.1 der Begründung setzt sich die 
Stadt ausführlich mit der Differenzierung 
des (ausgeschlossenen) Beherbergungs-
betriebes und den weiterhin als sonstige 
nicht störende Gewerbebetriebe aus-
nahmsweise zulässigen Ferienwohnun-
gen auseinander. Ausdrückliches Ziel der 
Stadt ist es demnach, die Schaffung von 
Wohnraum zu fördern, die Entstehung 
von einzelnen Ferienwohnungen jedoch 
nicht zu verhindern. 

Für den Bereich des Vorhaben- und Er-
schließungsplans wird in der Begründung 
auf den Inhalt des Durchführungsver-
trags, der die Wohnnutzung vorsehen 
würde, verwiesen. Ob im Durchführungs-
vertrag nähere Details zur Art der Wohn-
nutzung geregelt sind, ist uns nicht be-
kannt. Auf den Bereich außerhalb des 
Vorhaben- und Erschließungsplans (be-
stehendes Gebäude) wird nicht einge-
gangen. Grundsätzlich kann auch die An-
zahl der Ferienwohnungen in einem Bau-
gebiet auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 6 
BauGB festgesetzt werden (vgl. 
EZBK/Söfker, 143. EL August 2021, 
BauGB § 9 Rn. 69). Es sollte daher ge-
prüft werden, ob eine solche Festsetzung 
zur Sicherung des städtebaulichen Ziels 
angebracht sein könnte. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Durch den Einschrieb „WE“ im Vorhaben- und Er-
schließungsplan ist die Nutzung „Wohnen“ ab-
schließend bestimmt. Auch im Durchführungsver-
trag ist vorgesehen, dass als Art der baulichen 
Nutzung ausschließlich Wohnnutzung zulässig ist 
(vgl. § 12 Abs. 3a S. 1 BauGB). Die Zulässigkeit 
von Ferienwohnungen wird dadurch ausgeschlos-
sen. 

Für die Neubauten soll dies auch so bleiben. Für 
den Bereich des Bebauungsplans, der außerhalb 
des Vorhaben- und Erschließungsplans liegt (Alt-
bestand), werden Ferienwohnungen ausnahms-
weise zugelassen. Als ausnahmsweise zulässige 
Nutzungen dürfen Ferienwohnungen allerdings 
keine dominante Stellung innerhalb des Plange-
biets erlangen. Dadurch wird auch sichergestellt, 
dass es insgesamt nicht zu viele werden und dem 
Ziel der Wohnraumschaffung weiterhin Rechnung 
getragen wird, Auf eine Begrenzung der Anzahl 
kann somit verzichtet werden. 

Dies wird in der Begründung klargestellt. 

 

A.2.4 In Ziffer 1.8.1 wird festgesetzt, dass die 
Baugrenzen nur oberirdisch gelten. Für 
die Tiefgaragenzufahrt sowie deren 
Überdeckung ist eine gesonderte Fest-
setzung in Ziffer 1.8.2 getroffen. Wir ge-
hen davon aus, dass geprüft wurde, dass 
die Überdeckung der gesamten Tiefgara-
ge unter der Geländeoberfläche liegt und 
an keinen anderen Stellen außer dem 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Tiefgarage ist nach Aussagen des Architekten 
komplett überdeckt außer der Rampenein- und -
ausfahrt und dem geländebündigen Lüftungs-
schacht sowie der Lüftungsöffnung des Müllrau-
mes. 
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Ein- und Ausfahrtbereich zu Tage treten 
(z. B. Notausstiege). 

A.2.5 In Ziffer 1.9.2 wird ein Zufahrtsbereich für 
die Tiefgarage festgesetzt, der im zeich-
nerischen Teil mit 4,5 m als solcher fest-
gesetzt ist. Im Lageplan zu den Außenan-
lagen wird eine Schleppkurve PKW dar-
gestellt, die allerdings nur in eine Rich-
tung der Anne-Frank-Straße führt. Wir 
gehen davon aus, dass der Einfahrtsbe-
reich auch für eine Zufahrt der aus östli-
cher Richtung kommenden PKWs ausrei-
chend dimensioniert ist. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Ein- und Ausfahrt ist ausschließlich von und 
nach Westen vorgesehen. Dies wird im Bauge-
nehmigungsverfahren bzw. durch entsprechende 
Ausfahrtschilder gelöst. 

Beide Fahrtrichtungen führen nach kurzer Weg-
strecke auf die Haupterschließungsstraße (Johan-
niterstraße), weshalb ohne weitere Umstände 
grundsätzlich eine Anfahrt aus Westen angenom-
men und auf die Anfahrt von Osten verzichtet wer-
den kann. Aufgrund der Lage des Grundstücks ist 
ein Verkehrsaufkommen von und nach Westen 
deutlich häufiger anzunehmen als von und nach 
Osten. Nach Westen kommt man zu den überörtli-
chen Anbindungen wie der B3 und der A5. 

Für eine Ein- und Ausfahrt von und nach Osten 
wäre die Ausweitung der Tiefgaragen Zu- und Aus-
fahrt nach Osten über das angrenzende Grund-
stück erforderlich. Dieses steht hierfür nicht zur 
Verfügung. 

A.2.5.1 Aus den Unterlagen sollte klarer hervor-
gehen, dass es sich um den Ein- und 
Ausfahrbereich der Tiefgarage handelt. 

Dies wird berücksichtigt. 

In der Planzeichnung und Legende wird zur Klar-
stellung ein entsprechender Einschrieb ergänzt. 

A.2.6 Wir weisen darauf hin, dass auf der süd-
östlichen Fläche, in denen nur Stellplätze 
zulässig sein sollen, kürzlich eine Garage 
genehmigt wurde. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Garage wurde bereits vor Aufstellung des Be-
bauungsplans beantragt und genehmigt und ist 
mittlerweile errichtet. Sie erfährt somit Bestands-
schutz. Das planerische Ziel eines Ausschlusses 
oberirdischer Garagen bleibt im Bebauungsplan 
gleichwohl aufrechterhalten. 

A.2.7 Die Begründung ist zu gegebener Zeit auf 
den Stand der endgültigen Planung unter 
Berücksichtigung des Abwägungsergeb-
nisses zu bringen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Begründung wird auf den Stand der endgülti-
gen Planung unter Berücksichtigung des Abwä-
gungsergebnisses gebracht. 

A.2.8 Wir bitten um weitere Beteiligung am 
Verfahren und zu gegebener Zeit um 
Übermittlung einer Ergebnismitteilung zu 
den von uns vorgetragenen Anregungen. 
Sofern zur Offenlage noch Anregungen 
oder Einwendungen eingegangen sind, 
sollten die Absender über das Ergebnis 
der Behandlung ihrer Anregungen im 
Rahmen der Abwägung schriftlich mög-
lichst unmittelbar nach dem Sat-
zungsbeschluss unterrichtet werden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine weitere Beteiligung am Verfahren findet statt. 

Die Ergebnismitteilung wird nach Verfahrensab-
schluss übermittelt. 
 
  

A.2.9 Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens 
um Übersendung einer ausgefertigten 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine ausgefertigte Papierfassung der Unterlagen 
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Papierfassung des Bebauungsplanes. 
Dabei sollten alle Bestandteile des Pla-
nes ausgefertigt sein, sofern diese nicht 
zu einer Urkunde verbunden sind. 

wird zugesandt. 

A.2.10 Eine Mehrfertigung des Planes ist nach 
Abschluss auch dem Raumordnungska-
taster beim Regierungspräsidium Frei-
burg, Referat 21, Bissierstraße 7, D - 
79114 Freiburg i. Br. (z.H. Herrn Dipl. - 
Geol. Peter Schneider Tel.: 208 - 4692) 
zu übersenden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine ausgefertigte Papierfassung der Unterlagen 
wird auch dem Regierungspräsidium Freiburg, 
Referat 21, zugesandt. 

A.2.11 Hinweis zur INSPIRE-Richtlinie: 

Die Gemeinden sind nach § 6 LGeoZG 
(Umsetzung der Richtlinie 2007/2/EG 
vom 14. März 2007 des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Schaffung 
einer Geodateninfrastruktur in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft (INSPIRE)) 
verpflichtet, Satzungen nach baurechtli-
chen Vorschriften, die bei den Gemein-
den in elektronischer Form vorliegen, 
auch als Geodaten bereitzustellen. Für 
die Bereitstellung ist das einheitliche Da-
tenformat "XPIanGML" zu verwenden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Planung wird nach Eintritt der Rechtskraft 
xplanungskonform (XPlan-GML) im Raster-Umring-
Szenario mit ausgefüllter Sachdatentabelle bereit-
gestellt. 

A.2.12 Entsprechend der vertraglichen Vereinba-
rung mit dem Landkreis stellt die Ge-
meinde in der für die Verarbeitung und 
Veröffentlichung eingerichteten Plattform 
„BPIan Cloud“ folgende Daten zur Ver-
fügung: 

• Eine mit dem 5.0 BW-Profil konforme 
XPIanGML Datei (.gml; EPSG Code: 
25832) 

• Ein transparent hinterlegtes Rasterbild 
plus Georeferenzierungsdatei (.png + 
.pgw) 

• Alle zeichnerischen und textlichen Teile 
der Satzung als PDF Dokumente (.pdf) 

• Eine ausgefüllte Zeile in der Sachdaten-
tabelle (.xlsx) 

Dies wird berücksichtigt. 

Siehe A.2.11 

A.2.13 Für Satzungen, deren Aufstellungsbe-
schluss vor dem Stichtag 01.08.2021 liegt 
(gemäß Rundmail vom 20.01.2022), 
übernimmt das Landratsamt die Überfüh-
rung in das XPIanGML Format. In diesen 
Fällen genügt es, dass die Gemeinde, die 
unter den Ziffern c. und d. genannten Un-
terlagen auf der Plattform zur Verfügung 
stellt. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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A.2.14 Die digitale Bereitstellung für neue bzw. 
neu geänderte Satzungen erfolgt nach 
der Vereinbarung mit dem Landkreis in-
nerhalb von drei Monaten nach Rechts-
wirksamkeit der Satzung. 

Dies wird berücksichtigt. 

A.2.15 Nähere Informationen und Anleitungen 
zur INSPIRE-konformen Bereitstellung 
können den mit Rundmail vom 
13.07.2021 übersendeten Dokumenten 
(u.a. FAQs und Ablauf zum Austausch 
von Bebauungsplandaten) entnommen 
werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 420 Naturschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 

A.3.1 Artenschutz 

Gemäß den vorliegenden Unterlagen wird 
der Bebauungsplan im beschleunigten 
Verfahren nach § 13 a BauGB aufgestellt. 
Es soll eine Wohnbebauung ermöglicht 
werden. Ein naturschutzrechtlicher Aus-
gleich ist für die mit diesen Änderungen 
erfolgenden Eingriffe in Natur und Land-
schaft nicht erforderlich. Die naturschutz-
rechtlichen Belange sind dennoch in der 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu be-
rücksichtigen, soweit sie der Abwägung 
zugänglich sind. Naturschutzrechtliche 
Verbotstatbestände im Sinne von § 44 
Abs. 1 BNatSchG sind weiterhin zu be-
achten. 

Dies wird berücksichtigt. 

 

A.3.2 Im Zuge der Prüfung der naturschutz-
rechtlichen Belange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB) wurde durch das Büro Ralf 
Wermuth eine artenschutzfachliche Po-
tentialabschätzung schützenswerter Arten 
und Biotope (Stand 14.03.2022) erstellt. 
Sämtliche Gehölze sollen gerodet und 
Gebäude/ Gebäudeteile abgerissen wer-
den. Das Gutachten kommt zu dem Er-
gebnis, dass die Arten Vögel und Fle-
dermäuse durch die Planungen betroffen 
sind. Für Reptilien wird der Eintritt von 
Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG „sehr wahrscheinlich ausge-
schlossen“. 

Die Informationen wurden korrekt wiedergegeben. 

 

A.3.3 Im Gutachten des Büros Ralf Wermuth 
werden in Kapitel 5 folgende Vermei-
dungs-, und vorgezogenen Ausgleichs-
maßnahmen (CEF-Maßnahmen) vorge-
sehen, damit Verbotstatbestände nach 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG nicht eintreten. 

 

Die Informationen wurden korrekt wiedergegeben. 
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A.3.4 Vermeidungsmaßnahmen 

Rodungen von Gehölzen und Abriss von 
Gebäuden/Gebäudeteilen nur außerhalb 
der allgemeinen Schonzeit, im Zeitraum 
vom 01.10.-28.02.Z29.02 eines jeden 
Jahres. Sofern dieser Zeitraum nicht ein-
gehalten werden kann, Einsatz eines 
Sachverständigen für Artenschutz, der 
das Eingriffsgebiet unmittelbar vor Eingrif-
fen auf Vogelnester untersucht. Bei einem 
Vorkommen, Einstellung der Arbeiten und 
Abstimmung weiteren Vorgehens mit der 
unteren Naturschutzbehörde. 

A.3.5 Vögel - Vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahmen (CEF-Maßnahmen) 

• Erneute Aufhängung derzeit vorhandener 
Vogelnistkästen, vor Rodung von Ge-
hölzen/ Abriss von Gebäu-
den/Gebäudeteilen und Beginn der Vo-
gelbrutzeit im räumlich funktionalen Zu-
sammenhang, 

• Anbringen einer Nisthilfe (Typ Höhlenbrü-
ter) für den Wegfall der Baumhöhle in der 
Zeder, die gefällt wird, im räumlich funkti-
onalen Zusammenhang, ggf. durch In-
tegration in die Wand der neuen Wohn-
gebäude. 

Die Informationen wurden korrekt wiedergegeben. 

 

A.3.6 Fledermäuse (Vermeidungsmaßnah-
men) 

• Rodung von Gehölzen/ Abriss von Ge-
bäuden/Gebäudeteilen lediglich im Zeit-
raum 01.11 bis 28.02/29.02 eines jeden 
Jahres. Sofern dieser Zeitraum nicht ein-
gehalten werden kann, Einsatz eines 
Sachverständigen für Artenschutz der das 
Eingriffsgebiet unmittelbar vor Eingriffen 
auf Fledermäuse untersucht. Bei einem 
Vorkommen, Einstellung der Arbeiten und 
Abstimmung weiteren Vorgehens mit der 
unteren Naturschutzbehörde. 

• Nächtliche Bauarbeiten nur außerhalb 
des Zeitraums 01.05 bis 30.09 eines je-
den Jahres. Sofern dies nicht eingehalten 
werden kann, Verwendung fleder-
mausfreundlicher Beleuchtung bei nächt-
lichen Bauarbeiten. 

• Anbringen eines Fledermauskastens (Typ 
Fledermaushöhle) für den Wegfall der 
Baumhöhle in der Zeder, die gefällt wird, 
im räumlich funktionalen Zusammenhang, 
ggf. durch Integration in die Wand der 
neuen Wohngebäude. 

Die Informationen wurden korrekt wiedergegeben. 
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A.3.6.1 Da der konkrete Standort für die Nisthilfe 
für Vögel und den Fledermauskasten auf 
Bebauungsplanebene nicht bekannt sind, 
sollte dies zusammen mit den Bauherren 
und Architekten noch festgelegt werden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Standorte der künstlichen Quartiere werden mit 
den Bauherren und Architekten abgestimmt.  

 

A.3.7 Zur Sicherung der artenschutzrechtlichen 
Vorgaben (insbesondere der Bauzeiten-
regelungen) ist die untere Naturschutz-
behörde an den jeweiligen Bauvorhaben 
i. S. d. § 49 LBO zu beteiligen. Für kennt-
nisgabepflichtige und verfahrensfreie 
Vorhaben (z.B. Gebäudeabbruch) obliegt 
es der Bauherrschaft, eine frühzeitige 
Abstimmung mit der unteren Natur-
schutzbehörde vorzunehmen. Ein ent-
sprechender Hinweis dazu sollte ergän-
zend in den Textteil aufgenommen wer-
den. 

Dies wird berücksichtigt. 

Nachfolgender Hinweis wird in den Bebauungsplan 
aufgenommen: 

Zur Sicherung der artenschutzrechtlichen Vorga-
ben (insbesondere der Bauzeitenregelungen) ist 
die untere Naturschutzbehörde an den jeweiligen 
Bauvorhaben i. S. d. § 49 LBO zu beteiligen. Für 
kenntnisgabepflichtige und verfahrensfreie Vorha-
ben (z.B. Gebäudeabbruch) obliegt es der Bau-
herrschaft, eine frühzeitige Abstimmung mit der 
unteren Naturschutzbehörde vorzunehmen. 

A.3.8 Im Weiteren regen wir zur besseren 
Wahrnehmbarkeit für Bürgerinnen und 
Bürger an, alle vorgeschlagenen Vermei-
dungs- und vorgezogenen Ausgleich-
maßnahmen aus dem Gutachten des Bü-
ros Ralf Wermuth, die zur Verhinderung 
des Eintritts artenschutzrechtlicher Ver-
botstatbestände nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG vorgeschlagen wurden, noch 
in die Festsetzungen aufzunehmen. 

Dies wird teilwiese berücksichtig. 

Alle vorgeschlagenen Vermeidungs- und vorgezo-
genen Ausgleichmaßnahmen aus dem Gutachten 
des Büros Ralf Wermuth sind als Hinweise in den 
Bebauungsplan aufgenommen.  

Eine Aufnahme der Vermeidungs- und vorgezoge-
nen Ausgleichsmaßnahmen als Festsetzungen ist 
aufgrund fehlender Rechtsgrundlagen nicht mög-
lich. 

A.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 430/440 Umweltrecht, Wasser und Boden 
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 

A.4.1 Bodenschutz/Altlasten 

Die Planung befindet sich in einem durch 
historische Bergbautätigkeit beeinflussten 
Gebiet. Eine vom Landratsamt in Auftrag 
gegebene Detailuntersuchung vom 
23.11.2016 zur bergbaubedingten 
Schwermetallbelastung der Böden im 
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald hat 
im Umfeld der Planung hohe Schwerme-
tallgehalte im Boden vorgefunden, welche 
gemäß der Verwaltungsvorschrift des 
Umweltministeriums für die Verwertung 
von als Abfall eingestuftem Bodenmateri-
al (VwV-Bodenverwertung) in der vorlie-
genden Größenordnung in die Klasse Z2 
einzuordnen sind. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.4.1.1 Die zum Zeitpunkt der Detailuntersu-
chung bekannten Bodenbelastungen ste-
hen erfahrungsgemäß einer Bebauung 
grundsätzlich nicht im Wege, sie können 
aber beim Anfallen von nicht verwer-
tungsfähigem Erdaushub zu deutlich er-

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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höhten Verwertungs- bzw. Entsor-
gungskosten führen. 

A.4.1.2 Es ist davon auszugehen, dass im Be-
reich der vorliegenden Planung die für 
Schwermetalle ermittelten Beurteilungs-
werte für die Nutzungskategorie „Kinder-
spielflächen und Wohngebiete“ oberhalb 
der Prüfwerte nach der Bundesboden-
schutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) liegen. 

Es besteht daher für diese Nutzungska-
tegorie ein grundsätzlicher Handlungsbe-
darf. Im Zuge der Bauleitplanung sind zur 
Sicherstellung des gesunden Wohnens 
(vgl. § 1 Abs. 6 Nr.1 Baugesetzbuch - 
BauGB) zur Abklärung eines möglichen 
Gesundheitsrisikos entsprechende Bo-
denuntersuchungen erforderlich. Aus 
Gründen der Gesundheitsvorsorge ist auf 
bestehende oder geplante Haus- und 
Nutzgärten und auf Kinderspielflächen ein 
besonderes Augenmerk zu richten. Die 
Bodenuntersuchungen sollen der Beurtei-
lung dienen, ob eine Gefährdung der 
menschlichen Gesundheit gegeben ist. 

Hinsichtlich der zu berücksichtigenden 
Schadstoffe wird auf ausgewählte Stoffe 
Bezug genommen. Vorliegend sind die 
Parameter Arsen, Blei, Cadmium, Chrom, 
Nickel, Quecksilber relevant. 

Zur vorsorgenden Gefahrenabwehr kann 
im Bereich von möglichen Kinderspielflä-
chen und Haus- bzw. Nutzgärten der vor-
handene Oberboden ausgetauscht bzw. 
mit mindestens 35 cm (Grabtiefe bei Kin-
dern) unbelastetem Boden überdeckt 
werden. Alternativ kann in Abhängigkeit 
der Schadstoffsituation die Resorptions-
verfügbarkeit von Schwermetallen gut-
achterlich ermittelt werden. Ggf. kann mit 
Schwermetallen belasteter Erdaushub vor 
Ort verbleiben bzw. wiederverwertet wer-
den, sofern anhand der Resorptionsver-
fügbarkeit eine Gesundheitsgefährdung 
über den Wirkungspfad Boden-Mensch 
ausgeschlossen werden kann. 

Dies wird berücksichtigt. 

Es wurde eine Baugrunduntersuchung durch das 
Büro Geoconsult Ruppenthal GmbH erstellt (siehe 
Anlage zum Bebauungsplan). 
Dabei wurde der Löss nach VWV beprobt. Die 
Werte entsprechen Z0 und sind somit auch nach 
BBodSchV unbedenklich. Schwermetallbelastun-
gen werden hauptsächlich erst im Schotterhorizont, 
also unterhalb der Lösslage vorgefunden. Die 
Prüfwerte für Kinderspielflächen, Nutzgärten und 
Wohngebietsflächen beziehen sich immer auf die 
oberen 0,35 m und werden folglich eingehalten. 
 
Im Zuge der Herstellung der Kinderspiel- und 
Nutzgartenfläche ist der Boden auf die genannten 
sechs Schwermetallparameter hin zu untersuchen 
bzw. bei Fremdanlieferung die entsprechenden 
Analyseergebnisse vorlegen zu lassen. Sinnvoller-
weise sollten diese näheren Untersuchungen im 
Zuge der Bauausführung geplant und ausgeführt 
werden. 

Ein entsprechender Hinweis wird in den BPL auf-
genommen.  

 

A.4.2 Abwasserbeseiti-
gung/Regenwasserbehandlung 

Wir weisen auf die Beachtung der gesetz-
lichen Bestimmungen der Verordnung 
des Umweltministeriums über die dezent-
rale Beseitigung von Niederschlagswas-
ser vom 22.03.1999 hin. Eine wasser-

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Beseitigung von Niederschlagswasser wird 
über eine örtliche Bauvorschrift geregelt. 
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rechtliche Erlaubnis nach §§ 8, 9 WHG ist 
demnach nur dann nicht erforderlich, so-
weit die Bestimmungen der §§ 2 und 3 
der Niederschlagswasserverordnung ein-
gehalten werden oder wenn die dezentra-
le Beseitigung des Niederschlagswassers 
in bauplanungsrechtlichen oder bauord-
nungsrechtlichen Vorschriften vorgese-
hen ist (Hinweis: Die dezentrale Beseiti-
gung von Niederschlagswasser aus In-
dustrie und Gewerbebetrieben ist unab-
hängig von der gewählten Technik immer 
erlaubnispflichtig). 

A.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 520 Brand- und Katastrophenschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 

A.5.1 Die Löschwasserversorgung wird ent-
sprechend dem Arbeitsblatt W 405 des 
DVGW in Abhängigkeit der Nutzung (§ 3 
FwG, § 2 Abs. 5 LBOAVO) festgelegt. 

• Bei dem geplanten allgemeinen Wohnge-
biet ist eine Löschwasserversorgung von 
mind. 48 m3/Stunde über einen Zeitraum 
von 2 Stunden sicherzustellen. 

• Hydranten sind so anzuordnen, dass die 
Entnahme von Wasser jederzeit leicht 
möglich ist. Als Grundlage sind die 
DVGW-Arbeitsblätter W 331 und W 400 
zu beachten. 

• Für Gebäude, deren zweiter Rettungsweg 
über Rettungsgeräte der Feuerwehr si-
chergestellt werden muss, sind in Abhän-
gigkeit der Gebäudehöhe entsprechende 
Zugänge bzw. Zufahrten und Aufstellflä-
chen zu schaffen (§ 2 Abs. 1-4 LBOAVO). 

• Zufahrt und Aufstellflächen für Rettungs-
geräte der Feuerwehr sind nach den Vor-
gaben der VwV - Feuerwehrflächen aus-
zuführen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die geforderte Löschwassermenge kann nach 
Aussagen des Wassermeisters der Stadt Heiters-
heim über das Ortsnetz und die vorhandenen Hyd-
ranten erbracht werden. 

Rettungswege und Feuerwehraufstellflächen sind 
im Freiflächengestaltungsplan, der Bestandsteil 
des Vorhaben- und Erschließungsplans ist, darge-
stellt und werden auf Baugenehmigungsebene 
berücksichtigt. 

A.6 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 530 Wirtschaft und Klima 
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 

A.6.1 Die auch in Heiterheim erwartete Erhö-
hung der Jahresdurchschnittstemperatu-
ren und deren negative Auswirkungen auf 
die menschliche Gesundheit sollten 
Grund genug sein, alle möglichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um den „Hitzeinsel-
effekt“ des Bauvorhabens abzumildern. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.6.2 Im Sinne der Klimaanpassung regen wir 
daher dringend an, die Dachneigungen 
im Plangebiet generell auf 15° zu begren-
zen und überall - auch auf Nebengebäu-

Dies wird teilweise berücksichtigt. 

Für die beiden westlichen Baufenster wurde eine 
Dachbegrünung zwingend festgesetzt.  
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den und Carports - eine Dachbegrünung 
festzusetzen. Ein Gründach hat durch die 
Verdunstung einen kühlenden Effekt und 
mindert daher die Kosten für die nach-
trägliche Kühlung des Gebäudes. Ein 
Gründach leistet einen wichtigen Beitrag 
zur Starkregenvorsorge, da es das Re-
genwasser erst mit deutlicher zeitlicher 
Verzögerung wieder abgibt (Schwamm-
prinzip). Gleichzeitig fördert ein Gründach 
als Lebensraum die Biodiversität. 

Da es sich beim östlichen Baufenster um einen 
Gebäudeanbau handelt, wird hier aus gestalteri-
schen Gründen und zu Gunsten des Ortsbilds ein 
geneigtes Dach fortgeführt, weshalb in diesem 
Bereich auf die Festsetzung einer Dachbegrünung 
verzichtet wird. 

Oberirdische Garagen und Carports sind im Plan-
gebiet nicht zulässig. Der ruhende Verkehr wird 
überwiegend in Tiefgaragen untergebracht. Die 
Festsetzung der Begrünung von Tiefgaragende-
cken hat die gleichen positiven Effekte wie eine 
Dachbegrünung. Untergeordnet werden offene 
Stellplätze zugelassen, welche jedoch mit wasser-
durchlässigen Belägen auszuführen sind und somit 
ebenfalls eine kühlende Wirkung haben werden. 

A.6.3 Es sei darauf hingewiesen, dass die Pho-
tovoltaikpflicht bei Neubauten laut Klima-
schutzgesetz BW einer Dachbegrünung 
nicht entgegensteht. Im Gegenteil führt 
die Kühlung der Photovoltaikmodule 
durch die Verdunstungsleistung einer 
Dachbegrünung zu einer Steigerung des 
Stromertrags um ca. 4%. Hintergrund: 
Steigende Temperaturen führen in elektri-
schen Bauteilen zu einem höheren Wi-
derstand, der die Leistung reduziert. 

Dies wird berücksichtigt. 

Der Bebauungsplan enthält nachfolgende örtliche 
Bauvorschrift: 

„Anlagen, die der solaren Energiegewinnung die-
nen (Photovoltaik, Solarthermie) sind auf Flachdä-
chern und flachgeneigten Dächern bis 5° Neigung 
ausschließlich in Kombination mit Dachbegrünung 
zulässig.“ 

 

A.6.4 Im Sinne der Klimaanpassung empfehlen 
wir weiterhin, als Hinweis ergänzend zu 
den Örtlichen Bauvorschriften folgende 
Ausführungen aufzunehmen: „Klimaan-
passung: Material und Farbe der Gebäu-
de sollten so gewählt werden, dass eine 
Aufheizung der Gebäude weitgehend 
vermieden wird (helle Farben, Materia-
lien, die sich wenig aufheizen).“ 

Damit wird nicht nur der nachträgliche 
Kühlbedarf im Gebäude selbst, sondern 
auch die Aufheizung der Umgebung (Hit-
zeinsel) reduziert.“ 

Dies wird berücksichtigt. 

Der vorgeschlagene Hinweis zur Klimaanpassung 
wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 

A.6.5 Wir weisen darauf hin, dass laut Gebäu-
de-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz 
(GEIG) vom 25.03.2021 beim Neubau 
von Wohngebäuden mit mehr als fünf 
Stellplätzen jeder Stellplatz mit Schutz-
rohren für Elektrokabel auszustatten ist, 
sodass später Elektro-Ladepunkte er-
gänzt werden können. 

Dies wird auf Baugenehmigungsebene berücksich-
tigt. 

 

A.7 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 580 Landwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 

A.7.1 Der Planbereich, ehemalige Hofstelle 
eines zwischenzeitlich ausgesiedelten 
Weinbaubetriebes, über 0,22 ha befindet 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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sich mitten im Wohngebiet von Heiters-
heim. Landwirtschaftliche Interessen 
werden mit der vorliegenden Planung 
nicht direkt berührt. Aus agrarstruktureller 
Sicht bestehen keine Bedenken gegen 
die innerörtliche Nachverdichtung. 

A.7.2 Aktuell sind keine externen Kompensati-
onsmaßnahmen erforderlich, sollten sich 
im weiteren Planungsverlauf diesbezüg-
lich Änderungen ergeben, gelten §15(3) 
BNatSchG (Berücksichtigung agrarstruk-
tureller Belange) und §15(6) NatSchG 
(frühzeitige Einbindung der zuständigen 
Landwirtschaftsbehörde bei Inanspruch-
nahme landwirtschaftlicher Flächen). Ins-
besondere die zusätzliche Inanspruch-
nahme hochwertiger landwirtschaftlicher 
Produktionsflächen ist zu vermeiden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Externe Ausgleichsmaßnahmen sind nicht erforder-
lich. 

A.8 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 650/660 Untere Straßenverkehrsbehörde 
und Landkreis als Straßenbaulastträger 
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 

A.8.1 Der Ein- und Ausfahrtsbereich der Tiefga-
rage ist so anzulegen, dass sowohl auf 
den Gehweg als auch in die übergeord-
nete Straße Sichtbeziehungen bestehen. 
Die Seitenbereiche sind deshalb weder 
durch Büsche oder Mauern einzugren-
zen. 

Dies wird auf Baugenehmigungsebene berücksich-
tigt. 

Der Bebauungsplan enthält einen entsprechenden 
Hinweis zur Sicherstellung von ausreichend Sicht-
beziehungen. 

 

A.9 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 91 Landesamt Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
(Schreiben vom 05.07.2022) 

A.9.1 Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszü-
gen daraus erfolgt. Sofern für das Plan-
gebiet ein ingenieurgeologisches Über-
sichtsgutachten, Baugrundgutachten oder 
geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die 
darin getroffenen Aussagen im Verant-
wortungsbereich des gutachtenden Inge-
nieurbüros. Eine Zulässigkeit der geplan-
ten Nutzung vorausgesetzt, wird andern-
falls die Übernahme der folgenden geo-
technischen Hinweise in den Bebauungs-
plan empfohlen: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grund-
lage der am LGRB vorhandenen Geodä-
ten im Verbreitungsbereich von Löss mit 
im Detail nicht bekannter Mächtigkeit. 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegange-
ner Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastab-

Dies wird berücksichtigt. 

Der Hinweis zur Geotechnik wird wie folgt ergänzt: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am 
LGRB vorhandenen Geodäten im Verbreitungsbe-
reich von Löss mit im Detail nicht bekannter Mäch-
tigkeit. 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzun-
gen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, 
sowie einem oberflächennahen saisonalen 
Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen 
Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der 
weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. 
zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwer-
ten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungsho-
rizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensiche-
rung) werden objektbezogene Baugrunduntersu-
chungen durch ein privates Ingenieurbüro empfoh-
len. 
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tragung geeignet sind, sowie einem ober-
flächennahen saisonalen Schwinden (bei 
Austrocknung) und Quellen (bei Wieder-
befeuchtung) des tonigen/tonig-
schluffigen Verwitterungsbodens ist zu 
rechnen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungs-
horizonts, zum Grundwasser, zur Bau-
grubensicherung) werden objektbezoge-
ne Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 
EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein pri-
vates Ingenieurbüro empfohlen. 

A.9.2 Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken vorzutragen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.9.3 Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus roh-
stoffgeologischer Sicht keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzubrin-
gen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.9.4 Grundwasser 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren des LGRB als Träger 
öffentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von 
Auszügen daraus erfolgt. 

Sofern für das Plangebiet ein hydrogeo-
logisches Übersichtsgutachten, Detailgut-
achten oder hydrogeologischer Bericht 
vorliegt, liegen die darin getroffenen Aus-
sagen im Verantwortungsbereich des 
gutachtenden Ingenieurbüros. 

Die hydrogeologischen und geothermi-
schen Untergrundverhältnisse können 
dem Hydrogeologischen Kartenwerk des 
LGRB (1: 50 000) (LGRB-Kartenviewer 
http://maps.lgrb-bw.de/7view =lqrb geola 
hyd) und LGRBwissen 
https://lqrbwissen.lgrb-
bw.de/hvdroqeoloqie) sowie dem Informa-
tionssystem „Oberflächennahe Geother-
mie“ (ISONG, http://isonq.lqrb-bw.de/) 
entnommen werden. 

Aktuell findet im Plangebiet keine Bear-
beitung des LGRB zu hydrogeologischen 
Themen statt. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

http://maps.lgrb-bw.de/7view
https://lqrbwissen.lgrb-bw.de/hvdroqeoloqie)_sowie_demInformationssystem_%e2%80%9eOberfl%c3%a4chennahe_Geothermie%e2%80%9c_(ISONG,_http:/isonq.lqrb-bw.de/)entnommen_werden
https://lqrbwissen.lgrb-bw.de/hvdroqeoloqie)_sowie_demInformationssystem_%e2%80%9eOberfl%c3%a4chennahe_Geothermie%e2%80%9c_(ISONG,_http:/isonq.lqrb-bw.de/)entnommen_werden
https://lqrbwissen.lgrb-bw.de/hvdroqeoloqie)_sowie_demInformationssystem_%e2%80%9eOberfl%c3%a4chennahe_Geothermie%e2%80%9c_(ISONG,_http:/isonq.lqrb-bw.de/)entnommen_werden
https://lqrbwissen.lgrb-bw.de/hvdroqeoloqie)_sowie_demInformationssystem_%e2%80%9eOberfl%c3%a4chennahe_Geothermie%e2%80%9c_(ISONG,_http:/isonq.lqrb-bw.de/)entnommen_werden
https://lqrbwissen.lgrb-bw.de/hvdroqeoloqie)_sowie_demInformationssystem_%e2%80%9eOberfl%c3%a4chennahe_Geothermie%e2%80%9c_(ISONG,_http:/isonq.lqrb-bw.de/)entnommen_werden
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A.9.5 Bergbau 

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen 
Bergbaugebiet. 

Nach den beim Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Un-
terlagen ist das Plangebiet nicht von Alt-
bergbau oder künstlich geschaffenen Alt-
hohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, un-
terirdische Keller) betroffen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.9.6 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschutzes 
nicht tangiert. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.9.7 Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-
logischen Kartenwerk, eine Übersicht 
über die am LGRB vorhandenen Bohrda-
ten der Homepage des LGRB 
(http://www.lqrb-bw.de) entnommen wer-
den. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser 
Geotop-Kataster, welches im Internet un-
ter der Adresse http://lqrb-
bw.de/geotourismus/geotope (Anwen-
dung LGRB-Mapserver Geotop- Kataster) 
abgerufen werden kann. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.10 Regionalverband Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 28.06.2022) 

A.10.1 Die Bebauungsplanänderung erfolgt nach 
§ 13a BauGB aufgestellt, umfasst einen 
Geltungsbereich von ca. 0,2 ha, entwi-
ckelt sich aus dem Flächennutzungsplan 
und setzt im Wesentlichen ein Allgemei-
nes Wohngebiet innerhalb eines bebau-
ten Bereichs fest. 

Im Sinne des Freiraumschutzes im Au-
ßenbereich und des sparsamen Umgangs 
mit Grund und Boden wird die vorgese-
hene Innenentwicklungsmaßnahme mit 
drei neuen Wohngebäuden für 15 
Wohneinheiten mit Tiefgarage begrüßt. 

Aus regionalplanerischer Sicht bestehen 
keine Einwendungen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11 IHK Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 29.06.2022) 

A.11.1 Das Plangebiet umfasst einen Geltungs-
bereich von ca. 0,2 ha und liegt im Orts-

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

http://lqrb-bw.de/geotourismus/geotope_(Anwendung_LGRB-Mapserver_Geotop-Kataster)_abgerufen_werden_kann
http://lqrb-bw.de/geotourismus/geotope_(Anwendung_LGRB-Mapserver_Geotop-Kataster)_abgerufen_werden_kann
http://lqrb-bw.de/geotourismus/geotope_(Anwendung_LGRB-Mapserver_Geotop-Kataster)_abgerufen_werden_kann
http://lqrb-bw.de/geotourismus/geotope_(Anwendung_LGRB-Mapserver_Geotop-Kataster)_abgerufen_werden_kann
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kern von Heitersheim. Es handelt sich um 
das Areal einer ehemaligen Weinbrenne-
rei innerhalb eines gewachsenen Wohn-
gebietes. Die Bestandsgebäude sollen 
mit Ausnahme eines Gebäudeteils abge-
rissen werden und durch verdichteten 
Wohnbau mit insgesamt 17 auch unter-
schiedlich großen Wohneinheiten sowie 
Tiefgarage ersetzt werden. Die Planung 
inkl. VEP und deren Umsetzung als wirk-
same Maßnahme der Innenverdichtung 
mit gleichzeitig besonders sparsamem 
Umgang mit der knappen Ressource Flä-
che werden begrüßt. 

A.12 bnNETZE GmbH 
(Schreiben vom 27.06.2022) 

A.12.1 Das Verfahrensgebiet kann mit elektri-
scher Energie, und bei gegebener Wirt-
schaftlichkeit mit Erdgas, über die beste-
henden Leitungsnetze versorgt werden. 
Hausanschlüsse werden nach den tech-
nischen Anschlussbedingungen der 
bnNETZE GmbH, den Bestimmungen der 
NAV, NDAV und den Maßgaben der ein-
schlägigen Regelwerke in der jeweils gül-
tigen Fassung ausgeführt.  

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.12.2 In Anlehnung an die DIN 18012 wird für 
Neubauvorhaben ein Anschlussüberga-
beraum benötigt. Der Hausanschluss-
raum ist an der zur Straße zugewandten 
Außenwand des Gebäudes einzurichten 
und hat ausreichend belüftbar zu sein. 
Anschlussleitungen sind geradlinig und 
auf kürzestem Weg vom Abzweig der 
Versorgungsleitung bis in den Hausan-
schlussraum zu führen. 

Dies wird auf Baugenehmigungsebene berücksich-
tigt. 

 

A.13 PLEdoc GmbH 
(Schreiben vom 20.06.2022) 

A.13.1 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnah-
me und teilen Ihnen hierzu mit, dass von 
uns verwaltete Versorgungsanlagen der 
nachstehend aufgeführten Eigentümer 
bzw. Betreiber von der geplanten Maß-
nahme nicht betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), 
Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 
Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesell-
schaft mbH (MEGAL), Essen 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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• Mittelrheinische Erdgastransportleitungs-
gesellschaft mbH (METG), Essen 

• Nordrheinische Erdgastransportleitungs-
gesellschaft mbH & Co. KG (NETG), 
Dortmund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH 
(TENP), Essen 

• Uniper Energy Storage GmbH, Düssel-
dorf: Erdgasspeicher Epe, Eschenfelden, 
Krummhörn 

• GasLINE Telekommunikationsnetzgesell-
schaft deutscher Gasversorgungsunter-
nehmen mbH & Co. KG, Straelen (hier 
Solotrassen in Zuständigkeit der PLEdoc 
GmbH) 

Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im 
Übersichtsplan markierte Bereich. 

Dort dargestellte Leitungsverläufe dienen 
nur zur groben Übersicht. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweite-
rung des Projektbereichs bedarf immer 
einer erneuten Abstimmung mit uns. 

Dies wird berücksichtigt. 

Anlage /Skizze 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.14 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(Schreiben vom 30.05.2022) 

A.14.1 Durch die oben genannte und in den Un-
terlagen näher beschriebene Planung 
werden Belange der Bundeswehr nicht 
berührt. 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden 
Sach- und Rechtslage bestehen zu der 
Planung seitens der Bundeswehr als Trä-
ger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.15 Amprion GmbH 
(Schreiben vom 08.06.2022) 

A.15.1 Im Planbereich der o. a. Maßnahme ver- Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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laufen keine Höchstspannungsleitungen 
unseres Unternehmens. 

Planungen von Höchstspannungsleitun-
gen für diesen Bereich liegen aus heuti-
ger Sicht nicht vor. 

A.15.2 Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich 
weiterer Versorgungsleitungen die zu-
ständigen Unternehmen beteiligt haben. 

Dies wird berücksichtigt. 

Weitere Leitungsträger wurden beteiligt. Sie A.12, 
A.13, B.9, B.10 und B.11. 

A.16 Stadt Bad Krozingen 
(Schreiben vom 13.06.2022) 

A.16.1 Nach Prüfung der Bebauungsplanunter-
lagen möchten wir Ihnen mitteilen, dass 
derzeit keine Belange der Stadt Bad Kro-
zingen durch den Bebauungsplan berührt 
werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.16.2 Wir bitten jedoch um weitere Beteiligung 
am Verfahren 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine weitere Beteiligung findet statt. 

A.17 GVV Müllheim-Badenweiler 
(Schreiben vom 19.07.2022) 

A.17.1 Bauleitplanerische Belange des Gemein-
deveraltungsverband Müllheim-Baden-
weiler sind durch den o.g. Bebauungs-
plan nicht berührt. 

Sofern sich keine bauplanungsrechtlichen 
Änderungen im weiteren Verfahren erge-
ben, ist eine weitere Beteiligung des Ge-
meindeverwaltungsverbandes Müllheim-
Badenweiler nicht erforderlich. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖF-
FENTLICHER BELANGE 

 

B.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 320 Gesundheitsschutz  
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 

B.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 450 Gewerbeaufsicht 
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 

B.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 470 Vermessung & Geoinformation 
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 

B.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 510 Forst 
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 

B.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 540 Flurneuordnung 
(gemeinsames Schreiben vom 11.07.2022) 
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B.6 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 47.1 Straßenbau Nord 
(Schreiben vom13.06.2022) 

B.7 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 83 Waldpolitik und Körperschaftsforstdirektion 
(Schreiben vom 21.06.2022) – Keine weitere Beteiligung 

B.8 Regierungspräsidium Freiburg –.Ref. 54.1-54.4 
(Schreiben vom 29.06.2022) 

B.9 ED Netze GmbH 
(Schreiben vom 13.06.2022) Keine weitere Beteiligung 

B.10 terranets bw GmbH 
(Schreiben vom 30.05.2022) – Keine weitere Beteiligung 

B.11 Transnet BW GmbH 
(Schreiben vom 07.06.2022) - Keine weitere Beteiligung 

B.12 ASDBW Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei 
(Schreiben vom 31.05.2022) 

B.13 Stadt Staufen 
(Schreiben vom 13.0.2022) – Keine weitere Beteiligung 

B.14 Stadt Neuenburg a.R. 
(Schreiben vom 14.06.2022) – Keine weitere Beteiligung, sofern keine wesentlichen Änderun-
gen vorgenommen werden. 

B.15 Gemeinde Hartheim 
(Schreiben vom 11.06.2022) – Gibt keine Stellungnahme ab 

B.16 Landesamt für Denkmalpflege 

B.17 Handwerkskammer Freiburg 

B.18 Handelsverband Südbaden e.V. 

B.19 Deutsche Telekom Technik GmbH 

B.20 Landesnaturschutzverband BW 

B.21 Unitymedia 

B.22 Vodafone 

B.23 BLHV 

B.24 Vermögen und Bau BW 

B.25 BUND e.V. 

B.26 Deutsche Bahn AG 

B.27 SWEG 

B.28 Zweckverband Gruppenwasserversorgung Sulzbachtal 

B.29 Abwasserverband Sulzbach 

B.30 Gemeinde Ballrechten-Dottingen 

B.31 Gemeinde Buggingen 

B.32 Gemeinde Eschbach 

B.33 Stadt Müllheim 

B.34 Stadt Sulzburg 
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C STELLUNGNAHMEN AUS DER ÖFFENTLICHKEIT  

 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

C.1 Person 1 (Anwaltliche Stellungnahme von 6 Parteien) 
(Schreiben vom 15.07.2022) 

C.1.1 Gegen den geplanten vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan erheben wir namens 
unserer Mandanten die folgenden Ein-
wendungen: 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

C.1.2 Städtebauliche Entwicklung 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
nennt als Planungsziel unter anderem ei-
ne „maßvolle Nachverdichtung zur Stär-
kung der Wohnfunktion in Heitersheim". 
Eine maßvolle Nachverdichtung ist in der 
beabsichtigten Planung nicht erkennbar. 
Das geplante Vorhaben führt vielmehr zu 
einer erheblich verdichteten Wohnbebau-
ung. 

Das geplante Vorhaben fügt sich vorlie-
gend nicht in die Struktur der umgeben-
den Bebauung ein. Die nähere Umge-
bung besteht aus Ein- oder Zweifamilien-
häusern sowie vereinzelten Drei- und 
Vierfamilienhäusern. Die Grundstücke 
sind geprägt durch große Freiflächen und 
Ruhelagen. Die durchschnittliche Grund-
flächenzahl der Umgebungsbebauung 
dürfte dadurch erheblich geringer als 0,45 
ausfallen wie für das geplante Vorhaben 
vorgesehen. Die Umgebungsbebauung 
ist grundsätzlich auch niedriger und daher 
weniger wuchtig im Vergleich zu dem ge-
planten Vorhaben. Auch die Grundflä-
chen der Gebäude fallen geringer aus. 

Das geplante Vorhaben findet hinsichtlich 
des Maß der baulichen Nutzung sowie 
der überbaubaren Grundstücksfläche 
kein Vorbild in der näheren Umgebung. 
Es ist daher nicht ersichtlich, inwiefern 
hierdurch eine „maßvolle Nachverdich-
tung" erfolgen sollte. Es steht zu befürch-
ten, dass der Charakter des Gebietes 
nachhaltig verändert wird, da das geplan-
te Vorhaben als Vorbild für weitere über-
dimensionierte Vorhaben dienen kann. 

Für die Anwohner bedeutet das Vorhaben 
eine deutliche Verschlechterung der 
Wohnsituation, zum einen durch die mas-
siven Baukörper, die bis auf das notwen-
dige Mindestmaß an die Grenzen der 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Im Bebauungsplan werden die Art und das Maß 
der baulichen Nutzung geregelt. Nach städtebauli-
cher Einschätzung wird ein Einfügen in den Be-
stand und somit eine maßvolle Nachverdichtung 
über die Festsetzungen zur Art und zum Maß der 
baulichen Nutzung im Bebauungsplan aus den 
nachfolgenden Gründen sichergestellt: 

▪ Durch die Aufgabe der Landwirtschaft und 
Schaffung von Wohnraum fügt sich das Vor-
haben in Bezug auf die Art der baulichen Nut-
zung sogar besser in den Bestand ein.  

▪ Die bestehenden Wirtschaftsgebäude, die 
abgerissen werden sollen, weisen bereits jetzt 
große Baumassen auf. Die offene Bauweise 
mit Abständen zwischen den Baukörpern, wel-
che über drei einzelne Baufenster geregelt 
wird, fügt sich besser ein als das vorhandene 
geschlossene Winkelgebäude bisher. 

▪ Die Gebäudehöhe entspricht bei den beiden 
westlichen Baukörpern circa der Höhe des be-
stehenden Wohn- und Wirtschaftsgebäudes 
bzw. überragt diese lediglich um circa 30 cm. 
Beim östlichen Gebäude (Anbau) wird die Ge-
bäudehöhe in Zukunft circa 2,85 m höher in 
Erscheinung treten können als sie dies bisher 
tut. Die bestehenden Gebäudehöhen der an-
grenzenden Gebäude sind im Westen niedri-
ger und im Osten höher, wodurch die zugelas-
senen Höhen für die geplanten Neubauten als 
Vermittler dienen. 

▪ Sowohl im bestehenden Bebauungsplan 
„Bremmengässle I“ als auch im vorliegenden 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Brem-
mengässle III“ werden maximal zwei Vollge-
schosse zugelassen. 

▪ In der Umgebung ist durch den bisher gültigen 
Bebauungsplan „Bremmengässle I“ eine 
Grundflächenzahl von 0,4 zulässig. Die zu-
künftig zulässige GRZ von 0,45 übersteigt die-
sen Wert nur geringfügig.  
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Nachbargrundstücke heranreichen, ver-
bunden mit einer Verschlechterung der 
Belichtungs- und Belüftungssituation. Mit 
dem vorhabenbedingt zu erwartenden 
Verkehrsaufkommen geht eine Ver-
schlechterung der Verkehrs- und Parksi-
tuation ebenso einher wie zusätzliche 
verkehrsbedingte Immissionen. 

Es ist zu befürchten, dass sich die Wohn-
qualität des Wohngebietes durch das ge-
plante Vorhaben mit seiner negativen 
Vorbildfunktion für zukünftige Bauvorha-
ben nachhaltig verschlechtert wird und 
sich damit wertmindernd auf die beste-
hende Bebauung auswirkt. 

▪ Durch einen Stellplatzschlüssel von 1,5 
Stpl./WE und die Festsetzung von Tiefgaragen 
und Stellplätzen wird dem ruhenden Verkehr 
ausreichend Rechnung getragen. Eine Ver-
schlechterung der Parksituation ist nicht zu 
erwarten. 

▪ Um eine Verschlechterung der Verkehrssitua-
tion im Bremmengässle zu vermeiden, wird im 
Bebauungsplan ein Bereich ohne Ein- und 
Ausfahrt festgesetzt. Die Anne-Frank-Straße 
ist ausreichend breit dimensioniert, um den 
möglichen Mehrverkehr zu händeln, ohne dass 
eine Verschlechterung der Verkehrssituation 
erfolgt. 

C.1.3 Widerspruchsfreiheit 

Bei dem aufzustellenden Bebauungsplan 
handelt es sich um einen vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan. Dieser besteht 
grundsätzlich aus drei Elementen: Be-
bauungsplan, Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan (VEP) und Durchführungsver-
trag. Diese Elemente müssen wider-
spruchsfrei und aufeinander angestimmt 
sein, was vorliegend nicht der Fall ist. 
Beispielhaft seien einige Punkte genannt: 

• Der Durchgang zwischen dem Bestands-
gebäude und der Tiefgarage unter Haus 
1 ist Bestandteil des Vorhabens. Ein Teil 
des Vorhabens liegt damit außerhalb des 
VEP. 

• Umgekehrt setzt der zeichnerische Teil 
im Bereich des Bestandsgebäudes ein 
Baufenster fest, das in den VEP hinein-
reicht, ohne dass dort eine oberirdische 
Umsetzung des Vorhabens vorgesehen 
wäre. 

• In Ziff. 1.5 der textlichen Festsetzungen 
werden die zulässigen Höhen baulicher 
Anlagen festgesetzt. Nach Ziff. 1.5.1 gel-
ten als maximale Gebäudehöhen der 
Hauptgebäude die gemäß Planeintrag 
festgesetzten Höhen. Im VEP dagegen 
werden die First- und Traufhöhen genau 
festgelegt, eine Abweichung von den dort 
angegebenen Maßen ist damit nicht zu-
lässig. Damit gelten zwei unterschiedliche 
Höhenvorgaben, je nachdem ob man die 
textlichen Festsetzungen oder den VEP 
heranzieht. Eine die Vorgabe nach Ziff. 
1.5.1 unterschreitende Gebäudehöhe wä-
re etwa nach den textlichen Festsetzun-
gen zulässig, nach dem VEP dagegen 

 

 

 

 

 

 

 

Die Annahmen sind unzutreffend: 

Der genannte Durchgang ist nicht Bestandteil des 
Vorhabens. Das Bestandsgebäude ist im VEP nur 
informatorisch dargestellt. Es obliegt der Entschei-
dung des Eigentümers des Bestandsgebäudes, ob 
er zukünftig die Kellerwand an der betreffenden 
Stelle öffnet oder nicht. 

Das Baufenster entspricht dem Umgriff des Be-
standsgebäudes. Als Bestandteil des Vorhabens ist 
unterirdisch die Errichtung der Tiefgarage vorgese-
hen. Oberirdisch muss dafür die bestehende Pflas-
terung/Treppe unterhalb des großen Dachüber-
stands beseitigt und wiederhergestellt werden. 
Auch wenn diese Bauteile im VEP als „Bestand“ 
dargestellt sind, gehören sie doch zwangsläufig 
zum Vorhaben. Im Übrigen ist es nicht unzulässig, 
als Bestandteil eines Vorhabens auch vorhandene 
Bausubstanz weiter- bzw. umzunutzen (vgl. OVG 
Sachsen-Anhalt, Urt. v. 22.10.2020, 2 K 62/19). 

Gemäß § 12 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der VEP Be-
standteil des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans. Die zeichnerischen Festsetzungen des VEP 
sind deshalb verbindlich und gehen als speziellere 
Regelung den allgemeineren Festsetzungen des 
Textteils vor. Auch gemäß § 3 Nr. 3 des Durchfüh-
rungsvertrages sind die Trauf- und Firsthöhen des 
VEP verbindlich. 
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unzulässig. 

• In § 3 Ziff. 3 des Durchführungsvertrags 
werden nur bestimmte Angaben, die Ge-
genstand des VEP sind, für verbindlich 
erklärt. Der Durchführungsvertrag wird 
indes nicht Bestandteil des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans, er kann damit 
keine Aussagen zur Verbindlichkeit der 
Inhalte des VEP treffen. Dies gilt auch im 
Bereich eines Plans, bei dem von § 12 
Abs. 3a BauGB Gebrauch gemacht wird. 
Die Verlagerung des Zulässigkeitsmaß-
stands für ein Bauvorhaben in den Ver-
trag über eine Festsetzung nach § 9 Abs. 
2 BauGB gilt nur für die Art der Nutzung, 
worauf die Begründung ausdrücklich hin-
weist. Für andere Vorgaben, etwa zum 
Maß der Nutzung, bleibt es bei der Ver-
bindlichkeit des vorhabenbezogenen 
Plans einschließlich VEP. 

• Im VEP sind Fläche und Lage der Tiefga-
rage eingezeichnet. Nach dem Durchfüh-
rungsvertrag soll aber nur die absolute 
Grundfläche verbindlich sein. Eine vom 
VEP abweichende Lage der Tiefgarage 
soll nach dem Durchführungsvertrag also 
zulässig sein, was aber dem VEP wider-
sprechen würde. 

• Die Zahl der Wohneinheiten je Geschoss 
ist im VEP festgelegt, soll aber nach den 
Aussagen des Durchführungsvertrags of-
fensichtlich nicht verbindlich sein. 

§ 3 Nr. 3 des Durchführungsvertrages benennt die 
planungsrechtlich relevanten Merkmale des Bau-
vorhabens. Dazu zählt auch die Lage der Tiefgara-
ge, da deren Grundfläche „gemäß Eintrag im Vor-
haben- und Erschließungsplan“ verbindlich ist und 
der VEP die Lage der Tiefgarage festlegt. Im Übri-
gen steht § 3 Nr. 3 des Durchführungsvertrages 
unter dem allgemeinen Vorbehalt, dass das Bau-
vorhaben „den Festsetzungen des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans entsprechen“ muss. Den 
beschriebenen Widerspruch gibt es damit nicht. 

 

  

C.1.4 Einbezogene Fläche gemäß § 12 Abs. 
4 BauGB 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
„Bremmengässle III" ist nicht deckungs-
gleich mit dem Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan. Ein ca. 460 m2 Grundstücks-
teil in südöstlicher Richtung wird gemäß 
§ 12 Abs. 4 BauGB in den vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan einbezogen. 

 

 

Die Angabe ist zutreffend. 

C.1.4.1 Zulässigkeit der Einbeziehung 

Die Einbeziehung ist vorliegend nicht zu-
lässig. Nach § 12 Abs. 4 BauGB können 
einzelne Flächen außerhalb des Bereichs 
des Vorhaben- und Erschließungsplans in 
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
einbezogen werden. Einbezogen werden 
dürfen danach aber nur Flächen, die für 
eine geordnete städtebauliche Entwick-
lung erforderlich sind und die zu keiner 
substanziellen Veränderung des Planbe-

 

Eine Einbeziehung nach § 12 Abs. 4 BauGB ist 
zulässig, wenn die einbezogenen Flächen gegen-
über der Fläche des VEP im Grundsatz nur von 
untergeordneter Bedeutung sind und wenn es sich 
um eine sachnotwendige Ergänzung des VEP han-
delt. Dies ist vorliegend der Fall. Die einbezogenen 
Flächen machen nur ca. 20 % des gesamten Plan-
gebiets aus. Die Einbeziehung ist auch sachnot-
wendig, da das Vorhaben an das bzw. teilweise 
unter das Bestandsgebäude auf der einbezogenen 
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reichs führen. Die städtebauliche Erfor-
derlichkeit für die Einbeziehung weiterer 
Flächen ist (nur) gegeben, wenn es sich 
um sachnotwendige Ergänzungen in Be-
zug auf das Gebiet des Vorhaben- und 
Erschließungsplans handelt. Dies ist nicht 
der Fall, wenn die Gemeinde den vorha-
benbezogenen Bebauungsplan als Gele-
genheit nutzt, ihren eigenen Planungswil-
len für die Umsetzung eines weiteren - 
vom Vorhaben- und Erschließungsplan 
nicht erfassten - Vorhabens zu verwirkli-
chen, da die Vorschrift ausschließlich der 
Sicherung der Funktion des Vorhabens- 
und Erschließungsplans dient. Abzustel-
len ist auf das, was eine geordnete städ-
tebauliche Entwicklung in der konkreten 
Situation erfordert. 

OVG NRW, Urt. v. 04.05.2012 - 2 D 
11/11 .NE, juris Rn. 47 m.w.N.; 

Krautzberger, in: 

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, 

Baugesetzbuch, Stand: Oktober 2021, 
§ 12 Rn. 122. 

Die Einbeziehung der Teilfläche ist vor-
liegend nicht städtebaulich erforderlich. 
Es handelt sich um keine sachnotwendi-
ge Ergänzung in Bezug auf das Gebiet 
des Vorhaben- und Erschließungsplans. 
Es ist nicht ersichtlich und wird auch nicht 
in den Bebauungsplanunterlagen be-
gründet, weshalb diese Fläche mit in den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan ein-
bezogen wird. Der Vorhaben- und Er-
schließungsplan muss auch nicht durch 
die Einbeziehung gesichert werden. Das 
Vorhabengrundstück ist selbst bereits er-
schlossen, eine Erschließung erfolgt nicht 
über die einbezogene Fläche. Die Fläche 
ist außerdem bereits mit einem Be-
standsgebäude bebaut, für eine städte-
bauliche Entwicklung im Sinne einer wei-
teren Bebauung ist damit derzeit kein 
Raum. 

Fläche gebaut werden soll. Ohne Einbeziehung 
dieser Fläche müsste der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans das Bestandsgebäude durch-
schneiden. Da das Bestandsgebäude erhalten 
bleiben soll, geht es gerade nicht darum, ein eigen-
ständiges Vorhaben zu ermöglichen. 

C.1.4.2 Zukünftige Bebauung 

Die Festsetzungen, die der vorhabenbe-
zogene Bebauungsplan für das Plange-
biet trifft (GRZ 0,45, zwei Vollgeschosse, 
Dachgestaltung) gelten auch für die ein-
bezogene Fläche. 

In den Entwürfen, die das zukünftige Vor-
haben zeigen, ist auf der einbezogenen 

 

Das Baufenster berücksichtigt den Dachüberstand 
und die Außentreppe des bestehenden Gebäudes, 
welche im Kataster nicht abgebildet sind. Es ist 
deshalb nicht richtig, dass der Bebauungsplan für 
das Grundstück des Bestandsgebäudes eine grö-
ßere Bebauung zulassen würde. Vielmehr sichert 
gerade die Einbeziehung dieser Fläche, dass sich 
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Grundstücksfläche das erheblich kleinere 
Bestandsgebäude dargestellt. Wird die-
ses Bestandsgebäude abgerissen, kann 
künftig ein Gebäude errichtet werden, das 
sich in seinen Maßen an dem jetzt ge-
planten Vorhaben orientiert, zumal das 
Baufenster in dieser Grundstücksfläche 
eine größere Grundfläche als die des Be-
standsgebäudes zulässt. 

Die Bebauung in dem Plangebiet würde 
dadurch noch weiter verdichtet, als dies 
bereits durch das aktuell vorgesehene 
Vorhaben der Fall ist. 

das Bestandsgebäude zukünftig nicht erheblich 
vergrößert bzw. nicht durch einen erheblich größe-
ren Neubau ersetzt wird. 

Die maximal zulässige Gebäudehöhe orientiert sich 
am Bestand. Lediglich circa 30 cm zusätzlicher 
Spielraum wurde eingeräumt, falls nachträglich 
eine Dämmung aufgebracht werden soll. Somit 
würde sich das Maß der baulichen Nutzung im 
Bereich des Bestandsgebäudes auch bei Abriss 
und Neubau nicht wesentlich erhöhen. 

C.1.5 Grundflächenzahl 

Im zeichnerischen Teil wird eine Grund-
flächenzahl von 0,45 festgesetzt. Damit 
übersteigt die festgesetzte Grundflächen-
zahl den Orientierungswert nach § 17 
BauNVO für Allgemeine Wohngebiete, 
dieser liegt bei 0,4. 

Diese Überschreitung ist nicht nur gering-
fügig, wie es in der Begründung zum Pla-
nentwurf heißt. Eine Überschreitung um 
0,05 bedeutet eine Überschreitung des 
Orientierungswerts um 12,5 %. Bezogen 
auf die Fläche des Plangebiets von ca. 
2.200 m2 hat dies zur Folge, dass sich die 
zulässige Grundfläche um ca. 110m2 ver-
größert. 

Es sind keine städtebaulichen Gründe für 
eine Überschreitung des Orientierungs-
werts ersichtlich. Durch die Erhöhung der 
Grundflächenzahl entsteht ein Bauvorha-
ben, das so kein Vorbild in der näheren 
Umgebung hat. Die Umgebung ist ge-
prägt von kleineren Ein- und Zweifamili-
enhäusern oder vereinzelt Drei- oder 
Vierfamilienhäuser, mit großzügigen Ru-
he- und Grünflächen. Es ist nicht ersicht-
lich, weshalb die Überschreitung des Ori-
entierungswerts aus Gründen des spar-
samen Umgangs mit Grund und Boden 
und des Vorrangs der Innenentwicklung 
im konkreten Fall erforderlich sein sollte. 
Dem würde ebenso wie einem bestehen-
den Wohnraumbedarf mit einer GRZ in 
Höhe des Orientierungswerts - bei dem 
es sich bislang um eine Obergrenze han-
delte - Rechnung getragen. Eine Verdich-
tung der Wohnbebauung jenseits des 
Orientierungswertes von § 17 BauNVO ist 
für eine geordnete städtebauliche Ent-
wicklung vorliegend nicht erforderlich. Im 

 

Der in § 17 BauNVO angegebene Wert ist ein Ori-
entierungswert. Die Überschreitung dieses Orien-
tierungswertes wird abwägend berücksichtigt und 
zugelassen, um die gewünschte Nachverdichtung – 
auch im Vergleich zur umliegenden Bebauung – zu 
ermöglichen. Zum Ausgleich dafür sichert der VEP 
infolge der Tiefgarage und der wenigen oberirdi-
schen Stellplätze eine weitgehende Begrünung der 
verbleibenden Freiflächen. 

Die Berechnung der Grundflächenzahl liegt vor. 
Der vorgeschriebene Wert von 0,45 wird nach 
Grundstücksteilung sowohl durch das Vorhaben als 
auch im Bestand eingehalten. 
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Rahmen der zu treffenden Abwägung 
wurden zudem die Belange der angren-
zenden Eigentümer soweit ersichtlich 
nicht berücksichtigt. 

Anhand der Planunterlagen ist nicht 
nachvollziehbar, ob die Vorgaben zur 
GRZ (0,45 bzw. 0,85) in Bezug auf das 
Grundstück FIst.Nr. 7156/1, auf dem das 
Vorhaben im Wesentlichen realisiert wer-
den soll, eingehalten ist. Die Tiefgarage 
befindet sich größtenteils auf diesem 
Grundstück, gleichzeitig liegt die größte 
verbleibende Freifläche auf dem Grund-
stück FIst.Nr. 7156. Bezugsgröße für die 
GRZ ist indes nicht das Plangebiet, son-
dern das Baugrundstück. Hierbei handelt 
es sich grundsätzlich um das jeweilige 
Buchgrundstück. 

C.1.6 Pflanzgebot 

Nach Ziff. 1.13 der Textlichen Festset-
zungen sind je angefangene 400 m2 
Grundstücksfläche ein mittel- bis groß-
kroniger Laub- oder Obstbaum (Hoch-
stamm) und zwei Sträucher zu pflanzen, 
dauerhaft zu pflegen und bei Abgang 
gleichwertig zu ersetzen. Im Freiflächen-
gestaltungsplan sind lediglich drei klein-
kronige Laubbäume eingezeichnet, die 
sich allerdings im Bereich der Tiefgarage 
befinden. 

Das Plangebiet ist 2.200 m2 groß. Nach 
dem Bebauungsplan müssen dort sechs 
mittel- bis großkronige Laub- oder Obst-
bäume sowie zwölf Sträucher angepflanzt 
werden. Es erschließt sich aus den vor-
gelegten Planungen nicht, wo die nach 
dem Bebauungsplan erforderlichen Bäu-
me und Sträucher im Plangebiet Platz 
finden werden, da das Grundstück hin-
sichtlich der Grundfläche maximal ausge-
nutzt wird und Anpflanzungen nach dem 
Nachbarrechtsgesetz Baden- Württem-
berg Grenzabstände zu den Nachbar-
grundstücken einhalten müssen. Zudem 
ist der Bereich der Tiefgarage für die An-
pflanzung der Bäume ausweislich der 
Begründung des Plans ungeeignet. Die 
verbleibenden Restflächen sind aber be-
reits in weiten Teilen durch Fußwege, 
Terrassen, Feuerwehranleiterflächen 
oder Stellplätze belegt. 

Hinzu kommt, dass eine bestehende Ze-
der im Bereich der Fläche für Stellplätze 

Der VEP schließt es nicht aus, zusätzliche Bäume 
zu pflanzen und damit dem Pflanzgebot des Be-
bauungsplans Rechnung zu tragen. 

Der Freiflächengestaltungsplan wird auf Bauge-
nehmigungsebene angepasst, sodass er mit der im 
BPL festgesetzten Anzahl der Bäume und Kronen-
größe übereinstimmt.  

 



Stadt Heitersheim Stand: 25.10.2022 
Bebauungsplan „Bremmengässle III“   
  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage Seite 27 von 34 

 
 

22-10-25 Abwägung OL (22-10-12).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

steht und damit im Rahmen der Bauarbei-
ten gefällt werden muss. Eine Anrech-
nung kann damit nicht erfolgen. 

C.1.7 Stellplätze 

Fahrradstellplätze 

Nach Ziff. 2.5 der Örtlichen Bauvorschrif-
ten wird die Stellplatzverpflichtung für 
Wohnungen auf 1,5 Pkw-Stellplätze je 
Wohneinheit festgesetzt. Ergibt sich eine 
Dezimalzahl, so ist auf die nächsthöhere 
Stellplatzzahl aufzurunden. 

Im Bereich des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan sind 15 Wohneinheiten ge-
plant, 23 Pkw- Stellplätze müssen alleine 
in diesem Bereich notwendigerweise her-
gestellt werden. Unberücksichtigt bleibt 
dabei zunächst das Bestandsgebäude, 
für das ebenfalls eine bestimmte Anzahl 
an Pkw-Stellplätzen vorhanden sein 
muss. 

Die nach § 37 Abs. 2 LBO notwendiger-
weise herzustellenden Fahrradstellplätze 
finden hingegen keine Erwähnung. Es 
ergibt sich aus den Bebauungsplanunter-
lagen nicht, wo diese Stellplätze herge-
stellt werden sollen. Die Anzahl richtet 
sich nach § 37 Abs. 3 S. 2 LBO nach dem 
nach Art, Größe und Lage der Anlage re-
gelmäßig zu erwartenden Bedarf. Bei 
dem vorliegend geplanten Vorhaben kann 
dabei mindestens von einem notwendi-
gen Fahrradstellplätzen pro Wohneinheit 
ausgegangen werden, eher mehr. Damit 
wären mindestens 15 notwendige Fahr-
radstellplätzen vorzusehen. 

Es ist nicht ersichtlich, wo die Fahrrad-
stellplätze errichtet werden sollen bzw. 
errichtet werden können. Im nicht ver-
bindlichen Freiflächengestaltungsplan 
sind bislang lediglich je ein Anlehnbügel 
für zwei Fahrräder pro Gebäude vorge-
sehen, was allerdings nicht den Vorgaben 
des § 37 Abs. 2 S. 3 LBO entsprechen 
dürfte (wettergeschützt). 

 

 

Die erforderlichen Fahrradstellplätze sollen gemäß 
der konkretisierten Vorhabenplanung im Unterge-
schoss untergebracht werden. Dort ist pro Gebäu-
de ein Fahrradraum mit jeweils 10 Fahrradstellplät-
zen vorgesehen. Dies einspricht einem Schlüssel 
von 2,0 Fahrradstellplätzen pro Wohneinheit. Es ist 
nicht erforderlich, diese bauordnungsrechtliche 
Detailfrage bereits im VEP zu klären. Ausreichend 
Fläche zur Unterbringung der Fahrradstellplätze ist 
jedenfalls vorhanden. 

Die im Freiflächengestaltungsplan dargestellten 
Anlehnbügel werden für den Besucher- und Kurz-
zeitverkehr vorgesehen. 

 

 

 

C.1.7.1 Besucherstellplätze 

Oberirdisch sind im Grundstücksteil des 
Vorhaben- und Erschließungsplans sowie 
auf dem Teil des Bestandsgebäudes zwei 
kleinere Flächen mit der Zweckbestim-
mung „Stellplätze" geplant. Die Flächen 
sind im Verhältnis zu dem angesichts der 
Anzahl der Wohneinheiten zu erwarten-

Eine baurechtliche Verpflichtung, oberirdische 
Stellplätze für Besucher vorzuhalten, existiert nicht. 
Die geplanten Stellplätze werden als ausreichend 
angesehen. 

Die Anne-Frank-Straße ist mit 7,5 m Fahrbahnbrei-
te eher breit ausgebaut. Eine Einschränkung der 
Anwohner oder Rettungskräfte durch temporären 
ruhenden Verkehr ist nicht zu erwarten.  
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den Besucherverkehr zu klein geplant. Es 
steht zu befürchten, dass der Besucher-
verkehr, insbesondere Postzusteller so-
wie Lieferdienste, keine ausreichenden 
Parkmöglichkeiten haben und die ohne-
hin schmale Anne-Frank-Straße blockie-
ren werden. Damit werden die Angrenzer 
der Anne-Frank- Straße unzumutbar be-
lastet, zumal sich auch erhebliche Si-
cherheitsrisiken ergeben können, bei-
spielsweise bei Notarzt- oder Feuerweh-
reinsätzen, wenn die Straße aufgrund der 
geparkten Fahrzeuge nicht passierbar ist. 

 

C.1.8 Wasserversorgung und -entsorgung 

In Ziff. 3.3 der Begründung wird ausge-
führt, dass die Erschließung durch An-
schluss an das bestehende Leitungs- und 
Kanalnetz erfolgt. 

Der Wasserdruck für das Gebiet rund um 
das Bremmengässle ist bereits heute 
sehr schwankend und zeitweise niedrig. 
Durch die zusätzliche Belastung der 
Wasserversorgung durch die neuen 15 
Wohneinheiten steht zu befürchten, dass 
regelmäßig zu niedriger Wasserdruck 
herrscht.  

Die Kapazitäten des Leitungswerks zur 
Wasserentsorgung in diesem Bereich 
wird ebenfalls bezweifelt. Schon jetzt gibt 
es zeitweise intensive Geruchsbelästi-
gungen in der Kolpingstraße (östliche 
Angrenzerstraße). 

Die Stadt muss dafür Sorge tragen, dass 
die Wasserversorgung und -entsorgung 
bei Realisierung des Vorhabens weiterhin 
gesichert ist. Dies gilt nicht nur mit Blick 
auf die Erschließung des Vorhabens, 
sondern hinsichtlich der Wasserversor-
gung auch mit Blick auf den Brandschutz, 
da eine ausreichende Wassermenge für 
Löscharbeiten zur Verfügung stehen 
muss. 

In Ziff. 5.6 der örtlichen Bauvorschriften 
ist geregelt, dass das auf Dach- und Hof-
flächen anfallende Niederschlagswasser 
grundsätzlich auf den privaten Grundstü-
cken zu versickern ist. Dem Planentwurf 
sind entsprechende Flächen oder Anla-
gen zur Versickerung nicht zu entneh-
men. Angesichts der weitgehenden Be-
bauung und Versiegelung ist auch nicht 
ersichtlich, wo eine Versickerung sollte 
erfolgen können. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Begründung wird wie folgt ergänzt. 

 

Trinkwasserversorgung: 

Der Wasserdruck wurde durch den Wassermeister 
der Stadt Heitersheim geprüft und wird als ausrei-
chend erachtet. 

 

Schmutzwasserentsorgung: 

Das im Baugebiet anfallende Schmutzwasser kann 
ungedrosselt in den bestehenden Mischwasserka-
nal eingeleitet werden. Die Leistungsfähigkeit des 
bestehenden Kanals wurde geprüft. Dieser ist aus-
reichend dimensioniert und leistungsfähig. 

 

Löschwassernachweis:  

Der für das Vorhaben notwendige Löschwasser-
nachweis von 48 m³/h wurde durch den Wasser-
meister der Stadt Heitersheim geprüft und kann 
über die vorhandenen Hydranten erbracht werden. 

 

Umgang mit Niederschlagswasser: 

Der Bebauungsplan enthält eine Festsetzung, dass 
das auf Dach- und Hofflächen anfallende Nieder-
schlagswasser grundsätzlich auf den privaten 
Grundstücken zu versickern ist. Die Versickerungs-
fähigkeit des Unterrunds wurde mit Hilfe eines 
Baugrundgutachtens nachgewiesen. Die hierfür 
notwendigen Flächen und Anlagen werden auf 
Baugenehmigungsebene gewährleistet. 

 



Stadt Heitersheim Stand: 25.10.2022 
Bebauungsplan „Bremmengässle III“   
  

Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage Seite 29 von 34 

 
 

22-10-25 Abwägung OL (22-10-12).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

C.1.9 Artenschutzfachliche Potenzialberech-
nung 

Die Artenschutzfachliche Potenzialab-
schätzung schützenswerter Arten und Bi-
otope vom 14.03.2022 bezieht sich nicht 
auf das gesamte Plangebiet. Untersucht 
wurde ausschließlich das ca. 1.740 m2 
große Gebiet des Vorhaben- und Ent-
schließungsplans. Die südöstlich liegende 
Fläche, die gemäß § 12 Abs. 4 BauGB 
einbezogen wurde, wurde nicht unter-
sucht. Die Begutachtung ist damit unvoll-
ständig. 

Dies wird berücksichtigt.  

Der Untersuchungsraum wurde entsprechend der 
Stellungnahme erweitert.  

Ziel der artenschutzrechtlichen Untersuchung ist 
es, die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans zu 
gewährleisten. Im Bereich der nun einbezogenen 
Flächen ist eine zeitnahe Neubebauung nicht an-
gestrebt, sodass artenschutzrechtliche Hindernisse 
dem Vollzug des Bebauungsplans auch nicht ent-
gegenstehen können. Mit Blick auf eine irgend-
wann ggf. anstehende Änderung oder Neuerrich-
tung einer Bebauung auf der einbezogenen Fläche 
wäre eine artenschutzrechtliche Untersuchung 
aufgrund der Veränderlichkeit des Artenvorkom-
mens wenig hilfreich. 

C.1.10 Hinzuziehung des Mobilen Gestaltungs-
beirats 

Der Gemeinderat hat in der Gemeinde-
ratssitzung vom 18.05.2021 einstimmig 
beschlossen, beim nächsten Bauvorha-
ben, das aufgrund seiner Größenordnung 
und Bedeutung für das Stadtbild und 
dessen Entwicklung prägend sein kann, 
den Mobilen Gestaltungsbeirat der AKBW 
beratend hinzuzuziehen. 

Das geplante Vorhaben erfüllt diese An-
forderungen. Es ist ohne Weiteres geeig-
net, das Stadtbild der umgebenden Be-
bauung aufgrund seiner Größe und Ge-
staltung zu prägen. Die künftige Bebau-
ung kann sich in diesem Bereich an dem 
Vorhaben orientieren und die städtebauli-
che Entwicklung nachteilig beeinflussen. 

Wir regen daher namens unserer Man-
danten an, dass der Mobile Gestaltungs-
beirat zur Beurteilung hinzugezogen wird. 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Das Vorhaben wird aufgrund seiner Größenord-
nung und Lage innerhalb eines Wohngebiets nicht 
als außerordentlich prägend erachtet. Auf die Ein-
beziehung des Gestaltungsbeirats wird verzichtet. 

Der Gestaltungsbeirat konzentriert sich auf die 
wirklich prägenden Gebiete, wie beispielsweise die 
Hauptstraße oder die Stadteingangsbereiche. 

Durch das Vorhaben wird eine Gemengelage (Ne-
beneinander von Wohnen und Landwirtschaft) be-
hoben. Dies wird befürwortet. Die städtebauliche 
Einfügung wird über die Festsetzungen im Bebau-
ungsplan sichergestellt.   

 

C.2 Person 2 
(Schreiben vom 11.07.2022) 

Zum o.g. Entwurf „Auslegung eines vor-
habenbezogenen Bebauungsplans 
„Bremmengässle lll“ erheben wir große 
Bedenken, die wir hier eingehend be-
gründen: 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

C.2.1 Das Gewann Bremmengässle wurde in 
den siebziger Jahren erstellt. Es besteht 
ausschließlich aus freistehenden Einfami-
lienhäusern, deren ursprüngliche Bewoh-
ner heute zwischen 76 und 87 Jahren 
sind. Die Bauherren aus damaliger Zeit 
sind heute noch größtenteils die Bewoh-
ner dieser Einfamilienhäuser, bis auf das 

Die Aussage wird nicht gesamtheitlich geteilt. 

Das Gebiet ist geprägt durch kleinere Ein- und 
Zweifamilienhäuser bzw. vereinzelt Drei- oder Vier-
familienhäuser. 

Der Bodenrichtwert wird nicht durch die Stadt, son-
dern durch einen unabhängigen Gutachteraus-
schuss festgelegt. Er beträgt nur im nördlichen 
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Haus Bremmengässle Nr. 6, dort sind 
beide Eigentümer bereits verstorben. Wie 
Sie richtigerweise in Ihren Bodenrichtwer-
ten festgestellt haben, beträgt dieser in 
unserer Straße 540 Euro/qm. Er gehört 
demnach zu den höchsten Bodenricht-
werten, die es in Heitersheim überhaupt 
gibt. Und das liegt darin begründet, dass 
sich die Wohnqualität durch die großzü-
gige Einfamilienbauweise inkl. großzügig 
angelegten Grundstücken auszeichnet.  

Bereich des Bremmengässles 540 €/m². Die restli-
chen Bereiche haben einen Bodenrichtwert von 
450 €/m² und werden somit gleich eingestuft wie 
viele andere Siedlungsbereiche von Heitersheim.  

Die hohe Wohnqualität wird gesehen, weshalb im 
Plangebiet auch zusätzlicher qualitativ hochwerti-
ger Wohnraum geschaffen werden soll. 

 

C.2.2 Schon deshalb ist die in Ihrer öffentlichen 
Auslegung geplante Baumasse in Art und 
Umfang zu massiv für den über 45 Jah-
ren gewachsenen Bestand des Brem-
mengässle, (§ 34 BauGB). Das Bauvor-
haben muss sich nach Art und Maß der 
Nutzung in die Umgebung einfügen. Wir 
geben zu bedenken, dass es sich um 
dreigeschossige Gebäude handeln soll, 
mit 15 Wohneinheiten, bestehend aus 3 
Wohngebäuden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Das Vorhaben wird nicht nach § 34 BauGB umge-
setzt. Es wird ein Bebauungsplan mit Festsetzun-
gen zur Art und zum Maß der baulichen Nutzung 
aufgestellt. Darin werden die Art und das Maß der 
Bebauung geregelt. Nach städtebaulicher Ein-
schätzung wird ein Einfügen in den Bestand und 
somit eine maßvolle Nachverdichtung über die 
Festsetzungen zur Art und zum Maß der baulichen 
Nutzung im Bebauungsplan aus den nachfolgen-
den Gründen sichergestellt: 

▪ Durch die Aufgabe der Landwirtschaft und 
Schaffung von Wohnraum fügt sich das Vor-
haben in Bezug auf die Art der baulichen Nut-
zung sogar besser in den Bestand ein.  

▪ Die bestehenden Wirtschaftsgebäude weisen 
bereits jetzt große Baumassen auf. Die offene 
Bauweise mit Abständen zwischen den Bau-
körpern, welche über drei einzelne Baufenster 
geregelt wird, fügt sich besser ein als das vor-
handene geschlossene Winkelgebäude bisher. 

▪ Die Gebäudehöhe entspricht bei den beiden 
westlichen Baukörpern circa der Höhe des be-
stehenden Wohn- und Wirtschaftsgebäudes 
bzw. überragt diese lediglich um circa 30 cm. 
Beim östlichen Gebäude (Anbau) wird die Ge-
bäudehöhe in Zukunft circa 2,85 m höher in 
Erscheinung treten können als sie dies bisher 
tut. Die bestehenden Gebäudehöhen der an-
grenzenden Gebäude sind im Westen niedri-
ger und im Osten höher, wodurch die zugelas-
senen Höhen für die geplanten Neubauten als 
Vermittler dienen. 

▪ Sowohl im bestehenden Bebauungsplan 
„Bremmengässle I“ als auch im vorliegenden 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Brem-
mengässle III“ werden maximal zwei Vollge-
schosse zugelassen. 

▪ In der Umgebung ist durch den bisher gültigen 
Bebauungsplan „Bremmengässle I“ eine 
Grundflächenzahl von 0,4 zulässig. Die zu-
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künftig zulässige GRZ von 0,45 übersteigt die-
sen Wert nur geringfügig. 

C.2.3 Als Anlage übersenden wir Ihnen eine 
Zeitungskopie der Badischen Zeitung 
vom 07.06.2022. In diesem Bericht wurde 
über das völlig identische Problem, näm-
lich der Einpassung eines Mehrfamilien-
gebäudes in den gewachsenen Bestand 
einer Straße, in der nur Einfamilien- und 
Zweifamilienhäuser gebaut wurden, be-
richtet. Der einzige Unterschied liegt da-
ran begründet, dass das geplante Mehr-
familienhaus in Bad Bellingen 9 
Wohneinheiten haben sollte, bei uns sind 
es gleich 3 Gebäude! mit 15 Wohneinhei-
ten 'und einem Stockwerk mehr. 

Da sich sowohl der dortige Gemeinderat, 
der Bauausschuss als auch insbesondere 
das dortige Bauamt sehr genau mit der 
Problematik dieses Vorhabens beschäf-
tigten, kam man zu dem Ergebnis, dass 
nach Art und Nutzung sich das dortige 
geplante Wohnhaus grundsätzlich in den 
Bestand einfüge, nicht aber was die Höhe 
und das Ausmaß des Gebäudes anging. 
Als weitere Begründung stellte der dortige 
Bürgermeister Carsten Vogelpohl fest, 
dass die umgebende Bebauung vorwie-
gend aus Ein und Zweifamilienhäusern 
bestünde, was identisch mit unserem 
Wohngebiet ist.  

Insofern kann man dem Bauamt Bad Be-
dingen, den Mitgliedern des dortigen 
Bauauschusses und dem Bürgermeister 
Carsten Vogelpohl für diese gründliche 
Arbeitsvorbereitung und intelligente Lö-
sungsfindung nur gratulieren! 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Vorhaben können jedoch nicht direkt verglichen 
werden. Der Unterschied liegt darin, dass das Vor-
haben in Bad Bellingen nach § 34 beurteilt wurde 
und sich somit nach Art und Maß der Bebauung 
einfügen muss. Für das Vorhaben „Bremmengäss-
le III“ hingegen wird ein Bebauungsplan aufgestellt, 
in dem die Art und das Maß der baulichen Nutzung 
geregelt werden. 

Siehe hierzu auch C.2.2. 

C.2.4 Wir Bewohner der Straße Im Bremmen-
gässle wurden weder in eine Lösungsfin-
dung noch in ein Gespräch von irgendje-
manden aus Ihrem Rathaus eingebun-
den.  

Man hat die Rechnung ohne den Wirt 
gemacht. 

Dies wird zur Kenntnis genommen 

Die Planungshoheit liegt bei der Stadt Heitersheim. 
Eine Beteiligung der Öffentlichkeit wurde im Rah-
men der öffentlichen Auslegung im Zeitraum vom 
07.06.2022 bis einschließlich 15.07.2022 ermög-
licht. Mit der vorliegenden Stellungahme wurde 
Gebrauch davon gemacht.  

 

C.2.5 Außerdem ist uns Mitbewohnern, und 
zwar auch Mitbewohnern der Anne-
Frank- Straße, die dieser öffentlichen Sit-
zung beiwohnten, aufgefallen, dass die-
ser Aufstellungsbeschluss zum vorha-
benbezogenen Bebauungsplan in Win-
deseile und allerkürzester Zeit von allen 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Der schnelle und einstimmige Beschluss zeigt, 
dass der Gemeinderat das Vorhaben ohne Beden-
ken mitträgt. 
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Fraktionen schnellstens durchgewunken 
und sofort einstimmig abgesegnet wurde. 

C.2.6 Als nächsten Punkt teilen wir ihnen mit, 
dass ein Feuerwehreinsatz, der über das 
Bremmengässle abgewickelt werden 
müsste (in diesem Bereich befindet sich 
ja der größte Anteil der Baudichte) nicht 
möglich erscheint. Als nebenberuflicher 
Rettungsassistent mit 35jähriger Berufs-
erfahrung auf einem Rettungswagen (20 
Jahre), Notarzteinsatzfahrzeug (15 Jahre) 
und Rettungshubschrauber (5 Jahre) auf 
den Rettungswachen Freiburg, Breisach, 
Bad Krozingen und Müllheim war ich in 
diesen Jahren bei vielen Hausbränden-
auch als Rettungsdienstleiter des Ar-
beitskreis Rettungsdienst Freiburg tätig. 
Aus dieser langjährigen praktischen Er-
fahrung teile ich Ihnen mit, dass sich ein 
Feuerwehreinsatz auf Seiten des Brem-
mengässle sehr schwierig und gefährlich 
gestalten würde, auch wenn Sie hier 
vermutlich anderer Meinung sind. Dies 
liegt in den sehr engen Platzverhältnissen 
und der sehr großen Baudichte zwischen 
dem geplanten Neubauvorhaben und 
dem bereits existierenden Bestand der 
Gebäude begründet. Ein Einsatz von z.B. 
zwei Leiterwagen von dieser Seite wäre 
nur sehr schwer möglich. Auch wäre der 
Einsatz von weiteren Feuerwehrfahrzeu-
gen und Fahrzeugen des Rettungsdiens-
tes und des technischen Hilfswerkes, wie 
am vergangenen Sonntag, aus meiner 
Sicht nur schwer denkbar oder gar nicht 
erst möglich. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Das Grundstück ist über die Anne-Frank-Straße 
erschlossen. Mögliche Feuerwehr- und Notarztein-
sätze sind darüber möglich. 

Im Freiflächengestaltungplan, welcher Teil des 
Vorhaben- und Erschließungsplans ist, sind im 
Bereich der Anne-Frank-Straße ausreichend Feu-
erwehraufstellflächen vorgesehen. 

C.2.7 Als nächsten Punkt bitte ich zu bedenken, 
dass das Einfamilienhaus meiner Mutter 
ein Fertighaus ist und vor über 40 Jahren 
errichtet wurde. Aufgrund der geringen 
Distanz zu dem geplanten Bauvorhaben 
ist damit zu rechnen, dass das Einfamili-
enhaus Im Bremmengässle 7, Schäden 
durch Mauerrisse und Verstrebungen des 
tragenden Mauerwerkes nehmen wird. 
Das kann sich bis zu Schäden in den 
Dachstuhl ausweiten. Den Grund sehen 
wir darin begründet, dass für dieses Bau-
vorhaben mit negativer Vorbildfunktion 
erst die bestehende Halle abgerissen 
werden müsste, anschließend nach der 
Ausbaggerung zur Vorhaltung einer Tief-
garage wären sodann verschiedene 
Rammpfeiler mit schwerem Gerät in den 
Baugrund einzuhämmern. Sicherlich ha-

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Bauschäden in der Umgebung und die gesundheit-
liche Belastung von Anwohnern im Rahmen der 
Baumaßnahme sind grundsätzlich zu vermeiden, 
gehören jedoch nicht zum Regelungsinhalt eines 
Bebauungsplans. 
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ben Sie diese Arbeiten auch schon ein-
mal miterlebt. Ich glaube nicht, dass mei-
ne 87jährige Mutter, die im Übrigen sehr 
herzkrank und in ontologischer Behand-
lung ist, diese Bauarbeiten überleben 
würde. Im Übrigen wäre noch anzumer-
ken, dass sich in den Gebäuden Im 
Bremmengässle 9, Bremmengässle 7, 
Bremmengässle 5 sowie Bremmengässle 
3 und Bremmengässle 2a Bewohner be-
finden, die an folgenden, zum Teil sehr 
schwerwiegenden Krankheiten leiden: 

COPD dritten Grades nach Gold, schwe-
re Herz- Kreislauf-Störungen, ontologi-
sche Erkrankungen, eine ontologische 
Palliativersorgung, schwere Durchblu-
tungsstörungen mit Schlaganfallgesche-
hen und Zustand nach schwerer Her-
zoperation. Diese überwiegend älteren 
Bewohner des Bremmengässle müssten 
aufgrund des Baulärmes oder des aufge-
wirbelten Staubes aus gesundheitlichen 
Gründen Ihre Häuser verlassen, da sich 
ihre Häuser in unmittelbarer Nähe dieses 
Bauvorhabens mit negativer Vorbildfunk-
tion befinden. Gerne bin ich bereit, ent-
sprechende ärztliche Diagnosen vorzule-
gen. 

C.2.8 Sehr geehrter Herr Bürgermeister, natür-
lich steht in keinem Baugesetz oder Ver-
ordnung, dass ein Haus aufgrund ein-
schneidender gesundheitlicher Be-
schwerden der übrigen Miteigentümer 
und Bewohner der Straße nicht gebaut 
werden dürfe. Hier geht es auch nicht um 
gesetzliche Vorgaben, sondern um ethi-
sche und moralische Entscheidungsfin-
dung. Auch das gehört nach unserem 
Empfinden zur Aufgabe eines Bürger-
meisters. Allerdings stellt diese Straße 
nun tatsächlich eine Ausnahme dar, die 
meisten Bewohner des Bremmengässle 
sind bis ins hohe Alter in ihren Häusern 
wohnen geblieben und werden dort auch 
sterben. Nur muss der Grund des Ster-
bens nicht unbedingt ein geplanter Neu-
bau mit maximaler Gewinnoptimierung 
eines Herrn   sein. Im Übrigen sei 
erneut anzumerken, dass dieses Bauvor-
haben ganz und gar nicht in diesen ge-
wachsenen Bestand von Einfamilienhäu-
sern passt, da die Bebauungsdichte dann 
viel zu groß ist. Der Eigentümer des 
Grundstücks Herr   ist durchaus 
informiert über den Krankenstand in un-

Dies wird zur Kenntnis genommen, 

Die gesundheitliche Belastung von Anwohnern im 
Rahmen der Baumaßnahme wird nicht als kritisch 
eingestuft.  

Durch das Vorhaben werden altersgerechte Woh-
nungen hergestellt, die es auch älteren Menschen 
ermöglichen, im gewohnten Umfeld alt werden zu 
können. 

Die Stadt Heitersheim unterstützt dieses Vorhaben 
zu Schaffung von Wohnraum. 
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serer Straße. Vielmehr hat wohl eine op-
timale Gewinnmaximierung seines ver-
äußerten Grundstücks ihm die Augen 
verschlossen, anders können wir uns das 
nicht erklären. 

C.2.9 Wir sind beide davon überzeugt, wenn 
die Fraktionsmitglieder, bzw. die Mitglie-
der des Bauausschusses bzw. das Bau-
amt Kontakt mit den Bewohnern des 
Bremmengässle aufgenommen hätten, es 
nicht zu solch einer gravierenden Fehl-
einschätzung dieses Bauvorhabens mit 
negativem Vorbild gekommen wäre. Soll-
te es sich bei diesem Aufstellungsbe-
schluss um einen rechtsfähigen Verwal-
tungsakt handeln, darf ich Sie bitten, die-
ses Schreiben als Einspruch bzw. Wider-
spruch zu werten. Außerdem bitte ich 
dann um Mitteilung des Tages des Aus-
hangs. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Bewohner hatten im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung die Möglichkeit, eine Stellungnahme zu 
diesem Vorhaben abzugeben. 

Beschlüsse des Bebauungsplans (Aufstellungsbe-
schluss, Offenlagebeschluss) wurden ortsüblich im 
Amtsblatt bekannt gemacht. Ein Widerspruch ge-
gen diese Verfahrensschritte ist nicht statthaft. 

Gegen den veröffentlichten Satzungsbeschluss 
kann innerhalb eines Jahres ein Normenkontrollan-
trag gestellt werden. 

C.2.10 Anlage  
Zeitungsartikel „Mehrfamilienhaus geplant“ 

 

 


